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Gesetz 
fiber das Staatsabkotnmen fiber dic Errichtuni einer 

• deutschen • Forsehungshochsehtile In ,Berlin-Dahletn und die 

, Finanzierung deutscher  Forscheingsinstitnte , 	• 

• vom 29. iVovember 1947 • " 	a 

.
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen,  das  hier-

anit verkündet wird: 
Artikel 1 

Dera am  31.  Jtini 1947 tinteic erzhneten Abkoinmen zwischen 
den Staaten Bayern, Hessen uxid Wiirtteffiberg-Baden über 'die 
Errichtung einer deutschen VorsehungShochschule in Berlin-
Pehlewi und die Finanzierung deutscher Forschungsinstitute 
wird  zugestimmt. 

 . 

bas  Abkommen  wird nachstehend veröffentlicht, • • 
Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in  Krah. 

Die verfassungsmilingen Rechte der Landesregierung sind 
gewahrt. ' , 

Wiesbaden, den 29.  November 1947. 
Hessisehes Stiatsministeriunt 

Der Nfi:ulster für Kultus 
und Unterricht 

te ih  

Staatsabkommen 
iiber die Errichtung einer Forschungshochschule 

iń 	
• 

Berlin-Dahlem und die Finanziertmg deutscher 
- 	• Forschungsinstitute 

- ¡wischen cleñ  Staaten  Bayern, Hessen und- Württemberg
Baden, vertreten durch ihre Ministerprdsidenten, wird das 

folgende  Abkommen  fiber die Errichtung einer deutschen 
Forschungshochschule in Berlin-Dahlem und die Finanzierung 
deutscher Fornchtingsinstitute abgeschlossen. Der Beitritt zu 

diesem AbkomMen. S'Leht allen "deutschen  Staaten  und Berlin 

- 	Artikel 1 
Pie VertragschlieBenden  kommen  überein, entsprechend 

den ash 4. November . 1946 in Stuttgart abgegebenen Erklä- 

Ge4etz-  und Verordnungsblatt far das.i,nd Messer, 

Vierzehnter Tag nach Ablauf"des AuSgabetnges: 24. Jcinna 

Seite 

rungekt der MiniSterprAsidentext  on Bayern, Hessen Und 

Wiirttemberg-Baden eine Forschungshochschule in Berlin-
Dahlem in der ens der Anlage I ersichtlichen Form zu  er-

richten und an ihrer Vertvaltung mitzuwirken. 

Artikel 2 , 
Die Vertragschlieüenden ken:linen terrier überein, ffir deut-

sche t$rshutigsipAiti:tte.witi einer fiber den Itahmen einest 
einzelnen Staates hinausgehenden überragenden wissenschaft-
Hehen Bedeutung gereeingain die Mittel aufzubringen. 

Institute sina zunäChnt die 'in der Anlage zu diesem 

kommen aufgeführten WissenSehaftlichen Einrichtu,ngen. 

Die Erziehungsminister der Vertragschtieüendedi werden 

errntichtigt,, Vereinbarungen  über die Form einer gemein-' 
semen Verwaltuog der Institute  zu treffen., 

- 
Artilrel .,2 	. , 

'Die śtanten . beielligen ..sich an "der AtifbringUng 'der Mi jet 

ndch dem folgenden Schlüssel: Bayern 50%; Hessen 25% und 
Württemberg-Baden  25%, Treten andere Staaten oder Berlin 

dem Abkommen bel., so ist dieser Schitissel.unter Bertieksiclaw 

tigting dieses Beitritts ,rxeuitestzus  etzen. 

, Stuttiart, den 3. SUW 1947. 	 „ 
Der Ministerprüsident 	 Der MinisterPraSuterit 

von Bayern 	 Von Ilessen 

gez. Dr. Eh ard 	 gez. St o C k 

Der MiniSierpriisident von- Württemberg-Baden 
Dr. 11 el n't. 61¯1, - WI 	— 

' ,— 
Antie tg I 

zu dem  Abkommen itibet7 die Errichlitng einer  deutschen  

Foirschungshoclischule 	 und die Finanzierung- 

deutieher Ferscbungsinstitute .o 

Stiftungsurktinde , -,  

Die Freistaaten Bayern, flessen und Wiirttemberg-Baden, 
vertreten durch ihre Ministerpräsidenten, errichten mit dem 

Sitz in 'etne selbstlinclige öffentliche Stiftung unter 

dem  Namen  „Deutsche Forschungshochschule". 

er Ministerpräsident: 
Stock 

tie 
Durchfiihrtmgsvertirditung stint Gesetz zur Befreiung von 

' Nationalsozialismus und Militarismus fiber das Nachverfahren 
gemlin Art. 42 Abs. Z yam 14» November 1947 . . . • . . . it 

Verordnung fiber die Elektrofischerei im Lande  Hessen  vorn  
21. November 1947 • • 	• 	 11 •OE 

9 yerordnung_zur Abänderung der Laudgfiterordnung yom  I.  De- 
żember 1917 	... ..... . . . ...... . , , , 12 

3  Zweite Anordnting fiber den Aufbau 'und die Zliständigkeit 
der Wohnungsbehärden vorn 27. Oktober 1947 .   id 

e 1. Durchfiihrungsverordnung vom 4. Dezember 1947 zum  Mili-
tarregierungsgesetz Nr. 59 (Rdelterstattungsgesetz).. . . . 

9 Verordnung vom 15. Dezember 1947 betreffend Ans- und 
Durchfiihrungsbestimmungen zu Art. 92 des Rfickerstattungs-
geseizes (Militärregferungsgesetz Nr. 59)   le 

Ergänzung tuzi  Bagien Ansilihrungseriad vom Ii. Oktober 1947 
zum Gesetz fiber die Errichtung gewerblicher Unternehmen 

19 	vom 24. Junt 1947 (GV,B1. S, 38) und zur Ersten Durchfiih- 
rungsverordnung dazu vorn is. Oktober 1917 (GVB1. S. 102) • 	 15 

10 Berichtigungen 	  16 
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IL 
Zweck der Stiftung ist, eine Forschungshochschule auf.  der 

Grundlage hervorragender und dafür besonders geeigneter 
Forschungsinstitute mit dem Sitz in Berlin-Dahlem zu er-
richten. 

Eine Verlegung des  Sitze e ist zulässig. 

Der Beitritt weiterer deutscher Staaten und Berlins steht 
offen. Wissenschaftliche und wirtschaftliche Organisationen 
des In- und Auslandes können mit Zustimmung des Stiftungs-
rates sich an der Erfüllung des Stiftungszweckes beteiligen. 

IV. 
Für die Zwecke der Stiftung stellen die Stifter der StLftung 

laufende Zuschüsse zur Verfügung. 

V. 
"Ober die Einnahmen und Ausgaben eines jeden Verwal-

tungsjahres ist ein Voranschlag aufzustellen und Rechnung 
zu legen. Das Verwaltungsjahr der Stiftung läuft vom 1. April 
Ida zum 31. Marz. Das erste Verwaltungsjahr beginnt mit dem 
1. April 1947. 

VI. 
Organe der Stiftung sind: 

1. der Stiftungsrat, 
2. der ,ständige Bevollmächtigte der Stiftung. 

VII. 
Der- Stiftungsrat besteht aus: 
a) je einem Vertreter der Erziehungsministerien und 

Finanzministerien der ursprünglichen Stifter. Treten 
andere Staaten oder Berlin der Stiftung bei, so entsenden 
sie eine entsprechende Anzahl von Vertretern in den 
Stiftungsrat e  Dem Stiftungsrat soll ferner ein ständiger 
Bevollmächtigter der Stifter ohne Stimmrecht angehören; 

b) aus weiteren geeigneten Persönlichkeiten, insbesondere 
des geistigen, sozialen und wirtschaftlichen Lebens, 
die der Stftungsrat beruft. 

Der Vossitz wechselt zwischen .den Vertretern der Er-
ziehungsminister jährlich nach der Buchstabenfolge der 
Stifter. 

VIII. 
Dem Stiftungsrat obliegt es insbesondere 
a) Vii. die Erfüllung des Stiftungsvecks Sorge zu tragen, 
b) eine Satzung für die Forschungshochschule zu erlassen, 

die auch die Mitwirkung des Lehrkörpers bei seiner Er-
gänzung regelt, 

C) die Direktoren, wissenschaftlichen Mitglieder und Ab-
teilungsleiter der Institute anzustellen und zu entlassen, 

d) die jährlichen Voranschläge und die Jahresrechnung 
festzustellen. 

/X. 
Für die tirdnungsgemne Verwaltung der Forschungshoch-

zaule hat der ständige Bevollmächtigte der Stifter als deren 
Geschäftsführer Sorge zu tragen. t 

X. - 
Die Stiftung .wird von dem jeweiligen Vorsitzenden des 

Stiftungsrats gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Er 
kann sich durch den „ständigen Bevollmächtigten der.  Stifter 
vertreten lassen. 

XI.  
Die Vermögensvrerwaltung der Stiftung und die Kassenauf-

sicht wird einer vorn Wiirttembergisch-Badischen Kultus-
ministerium zu igestimmenden Stelle in Stuttgart, die Bech-
nungsprüfung dem Rechnungshof in Karlsruhe übertragen. ,  

XII.  
Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Württembergisch-

Badischen Kultusministeriums. 

XIII.  
Die Forschung innerhalb der Institute ist frei. Sie unter-

liegt nur den im Kontrollratsgesetz Nr. 25 vorgesehenen 
B es ch r ä nku n gen'. 

XIV 
Sollte sich der ursprüngliche Zweck der Stiftung nicht mehr 

verwirklichen lessen, so ist ihre Zweckbestimmung unbe-
schadet der Fortdauer der Stiftung unter tunlichster Berück-
siolatigung des ursprünglichen 2weeks zu ibadern. 

Anlage 
zu dem Abkommen über die Errichtung einer deutschen 

I'orsehungshochsehule in Berli-n-Dahlem und die Finanzierung 
deutscher ForschungsinstitUte 

1. Deutsches Museum in München 
2.. Germanisches Museum in  Nürnberg 
3. Deutsche  Forschungsanstalt für Psychiatrie in Mrinchen 
4. Monumenta Germanica Historica in  München 
5. Thesaurus linguae Latinee in  München 
6. Deutsches Kunsthistorisches C.entralinstitut in  München 
7. Deutsches Archaeologisches Institut in München 
8. ehemaliges Kaiser-WiLhelm-Institut für, Hirnforsehung 

in Dillenburg 
9. ehemaliges Kaiser-Wilhelm-Institut für Biophysik in 

Frankfsirt a. M. 
10. Paul-Ehrlich-Institut  in Frankurt a. M. 
11. Römisch-Germanische Kommiseion. in Frankfurt a. M. 
12. Forschungsstelle für •Virusforsrheng s. Z. in Heidelberg 
13. ehemaliges Kaiser-Wilhelm-Institut für medizinische 

Forschung in Heidelberg 
14. Astronomisches Recheninstitut in Heidelberg 

. 	 Gesetz— 
über die Regelung der Ansprüche der Fliichtlinge aus der 

Sozialversicherung (F1Sehtlingsrentengesetz) 

vom 5. Dezember 1947 

Auf Grund der Artikel II und III der Proklamation Nr. 4 
der amerikanischen Militärregierung vom 1. März 1947 in Ver-
Bindung mit der Proklamation Nr. 2 der amerikanischen 
Militärregierung vom 19. September 1945 wird das folgende 
vom Länderrat nach.  Anhörung  des Parlamentarischen Rates 
am 9.  September 1947 beschlossene Gesetz erlassen und 
verkündet: 

.§ 1 
(1) Flüchtlinge im Sinne des § 1 des Gesetzes über die Auf-

nahme und Eingliederung deutscher Flüchtlinge  (Flüchtlings-
gesetz) — in Bayern vom 11 Februar 1947, Bayer. Gesetz- und 
Verordreingsblatt Nr. 5, S. 51, in Hessen vom 19. Februar 1947, 
Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 2, S. 15, in Württemberg-
Baden vom 14. Februar 1947, Regierungsblatt Nr. 3, S. 15 — 
sowie ihre Hinterbliebenen, die Ansprüche gegen nicht mehr 
vorhandene oder nicht erreichbare Sozialversicherungsträger 
haben, können diese in dem Lande ihres Wohnortes geltend 
-machen. Dies gilt nur, Wenn sie ihren Wohnsitz vox dem s 
L. Juni 1947 nach BayernOEFIessen'Württemberg-Bedeat verlegt 
haben oder zu einem späteren Zeitpunkt  in organisierten 
Flüchtlingstransporten unmittelbar aus Gebieten kommen, 
die am 1. März 1933 nicht zum Deutschen Reich gehört haben, 
oder nach dem 1. Junt 194'7 iluen Wohnsitz mit Genehmigung 
des Staatsbeav fteagten nach Bayermliessen/Wilrttemberg-
Baden verlegt haben. 

(2) Die Bestimmvngen von Absatz 1 gelten auch dann, wenn 

	

-der Flüchtling Altbürger geworden ist. 	' 

§2 
(1) Zur Geltendrnachung von Ansprüchen aus der Sozial-

versicherung sind die in § 1 genannten Personen berechtigt, 
wenn die Anwartschaft erhalten end die Wartezeit erfüllt 1st. 

(2) Für die Erhaltung der Anwartschaft und die Erfüllung 
der WaitSzeit gelten die Bestimmungen der deutschen Sozial-
versicherung. 

(3) Die an einen ausländischen VersicherungstrAger gelei-
steten Beiträge werden den  an deutsche VersicherUngsträger 
geleisteten Beiträgen gleichgeaChtet, Sofern auf Grund vort 
Staetsverträgen  Gegenseitigkeit verbürgt war oder verbürgt ist.  

(4) Die in § 1 genannten Personen haben beim Vorliegen der 
dafür vorgeschriebenen Voraussetzungen auch Ansprilthe 

4 	
2 
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nach dem,  Gesetz über Leistungen an Körperbeschädigte (KB- . 
Leistungsgesetz). 

• § 3 
(1) Fr Anspitiche der in §, 1 genannten. Persen.en aus der 

Unfall-,, 	 AngesteItten- (Handwerker-) und  Knapp- 
schaftversicherung werden die nach diesem Gesetz ent-
stehenden Kosten vorn Lande ihres Wohnortes vorlagsweise 
übernommen vorbehaltlich ,der Regelung der endgültigen 
Kostentragung und Ersatzgewährung. 	 . 

(2) Die Leist-ungen werden durch den örtlich zuständigen 
Versicherungsträger testgeStellL -Er hat auch die Rentenezur 
Zahlung anzuweisen und  entsprechende Vorschüsse zd zahlen. 

(3) Für ehenaalige Bedienstete der Eisenbahnen ist die" Reiehs-
' bahnversiclxerungsanstalt, bei Arbeitsunfällen die Reichsbahn-

unfaliversicherung zuständig. 

 • 	 § 4 	 • • 
•• In. 'der  Unfallversicherung  „Let die staátliche Ausführungs-
' behörde für Unfallversieherung, zur Feststellung und Zahlung 

der Renten und sonstigen Leistungen zuständig. 

• - § 5 
• (1) Ant, Umfang, Höhe, Beginn und Ende • der Leistungen 
richten sich nach' den im Lande des Vqohnortes der In § 1 gee 
nannteit Personen geltenden Bestimmungen. 

(2) Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen der 
• 

 
deutsch m Sozialversicherung. 	 _ 	 . 

(3) Als Rentenansprüche im, Sinne dieses  Gesetzes zählen 
.aneh Ansprilche gegen eines der früheren Ersetzinstitute der 
'tschechoslowakischen Pensionsversicherung und Ansprüche 
derjenigen. Rersonen, die nach §, 6 Buchstabe: aycles. tschechn-
elowaidichen, Gesetzes betreffend VemichJeung der' Arbeit-
nehmer für den Fall der kr,ankheit, derelnyalidität tina des 
Aliene vom 9: Oktober 1924 (Nr. 221 der  Sammlung  der, Gesetze 
lend Verordnungen) in der am 1. Mai 1945 gültigen Fassung 
von der Vercherungspflicht ausgenommen Und nicht  ander-
weitig.  gesetzlich versichert waren,. soweit die Ansprüch,e 
nicht die Ansprüche atif Leistungen nach der deutschen' 
Sozialver'elierung. übersteigen. 

(4) Oh uzd inwieweit Ansprüche gegen sonstige Versiche-
rungseinrichtungen, insbesondere eine .Zusateveesicherung, 
anerkannt, werden, bleibi einer 'späteren Regelung verbe-
halten. 

(1) Auf die in §•1 genannten Personen 'finden die Vorschrif-
ten der Verordnung über die Krankenversicherung der Rent-
ner vom 4. November 1941 (RGB1. I, S. 683) mit den- dazu er-
gangenen Ausführungs- und Ergänzimgebestimmiingen  vorn  
/nkrafttreten dleses'Gdsetzes ab Anwendung. , 

(2) Die von den Trägern der  Invaliden- und Angestellten-
versicherung. hierfür an die Allgemeinen Ortskrankenkassen 
bzw. die Knappschaftskrankenkasse Gder_ die Reichsbahn-
betriebskrankenkaese  nach  der Verordnung über die Kranken-
versieherung der Rentner mit den dazu ergangenen Ausfille- 

..e rungs-, AndertmgS- Und Ergänzungsbestimmungen  zu leieten-,d
en  Pauschalbeiträgen  werden von dem Lande des WohnorteS 

der n § 1, genannten Personen insoweit ersetzt, ais,  sie nicht 
an den Renten aus der l_nyaliden- und der Angestelltenver- .  
eicherung  einzubehalten  sind.. • 

• . . 	§7 
-Die  Arbeitsminister erlassen im Einvernehmen 'mit 

Finanzininigtern die -zur  Durchführung  dieses Gesetzes 
wendig gewordenen Durchführungsbestimmungen. 

§.8 
(1) Das Gesetz tritt .mit seiner Verkündung in Kraft. • Die 

Leistungen  sus dem Gesetz beginner', mit dem ersten Tage des 
dritten auf die Verkündung folgenden Monats. •Mit diesem 
Tage treten diesem Gesetz entgegenstehende bisherige Be-
stimmungen außer Kraft. 

(2) Soweit Leistungen an die  in 1 bezeichneten Personen 
his zu diesem Zeitpunkt nach anderen Grundsätzen und Be-
Stirerritingen-gewährt wurden, be-wendet es hierbei. Es ,  finden 
Weder Rtienrahlungen necie Nachzahlungen statt. _ , 

V lesbaden,  den 5.•  Dezember 1947. 

Der Hessische Ministerpräsident 

- Stock 

Gesetz 
über den_  Staatsgerichtshof  

vom ta. Dezember 1947 

Der Landtag hat glas folgende Gesetz beschlossen, das hier-
mit verkündet wird: 

e 
	Erster Hauptteil 

• Die Verfassungdes Staatsgerichtshofs 

. .1 	 e 
Der Staatsgerichtshof wird • arn Sitze ,der Laiidesregierung 

errichtet. 
• , 	 §2  

(1) Die fürd Mitglieder, die Richter (Art. 127- Abs. 1 HV) sein 
müssen, werden vom Landtag auf sieben Jahre gewählt. Die 
Neuwahl soll, rechtzeitig vor dem Ablauf der Amtszeit  vorge-
nommen  werden; kommt die  Neuwahl nicht rechtzeitig zu-
stande, so verlängert sich die Amtszeit bis ZLIT Neuwahl. 

" (2) Die sechs übrigen Mitglieder sollen spätestens  allege Tage, 
1 

nächdern del.  Landtag  zum ersten Male zusammengetreten ist 
; (Art. 83 Abs. 1 HV) gewählt und der Tag dieser Wahl Sell 

möglichst schon in der zweiten Sitzung des Landtags Von 
dessen Präsidenten bestimmt werden. 

(3) Die Wahlen sind geheim. 
e 	• 
• §3 

(1) Als., Mitglied kann nur gewählt werden, wer mindesans 
35 Jahre alt ist, als Abgeordneter des Hessischen Landtags 
gewählt warden kann ,und  sich für den -Fall seiner Wahl 
schriftlich bereit erklärt hat, das Amt anzunehmen. Auch 
die Mitglieder, die nicht Richter sein miissen, sollen im *Vent- - 
lichen Leben erfahrene Personen des allgemeinen Vertrauens 
und für das Amt eines Mitgliedes des Staatsgeriehtshofes be- 

	

sonders geeignet sein. 	 ' 

(2) Nicht wählbar sind: die Abgeordneten des Landtags, die 
Mitglieder der Landesregierung, die Beamten, die von der  Lan-
desregierung jederzeit abberufen werden können, und die im 
Art. 138 IIV genannten Personen. 

• § 
, (1) Für jedes ständige Mitglied werden ein erster und ein 
zweiter Stellvertreter gewählt, die für das ständige Mitglied 
eintreten, wenn es zeitweilig verhindert ist. sein Amt aus-
zuüben, Und fir den Rest der Amtszeit an die Stelle des stan-
digén  Mitglieds treten, wenn es vor deren Ablauf aus seinem 
Amte ausscheidet. Der zweite Stellvertreter ist nur für den e. 
Fall berufen, daß der erste verhindert oder ausgerehieden ist. • 

(2) Die für die ständigen Mitglieder geltenden Vorschriften 
gelten auch für -die Stelivertreter. 

§ 5 
(1) Die Mitglieder nach § 2 Abs. 1 und ihre Stelivertreter 

werden aus einer vom Präsidenten des  Landtags aufzustellen-
den Vorschlagsliste gewählt. In diese Liste müssen die Namen 
aller derjenigen Richter aufg.ertornmen werden,. die nach §3 
wählbar sind und. von der Landesregierung,. dem -Landtag, 
eiher Fraktion .  des Landtags, dem Präsidenten. des  Oberlandes-

gerichts oder dein Präsidenten des Verwaltungsgerichtshofs 
benannt worden sind und die sich für  den Fall ihrer Wahl zur 
Annahme des Amtes bereit erklärt haben. 

§ 6 

den - 
nat- • 

• • 

SSS 	e 

(2) Die Wahl wird durch acht vom Landtag aus seiner Mitte 
gewählter Wahlmänner vollzogen 

(3) Die Wahlmänner werden aus Listen gewählt, die dem 
Landtag nur von seinen 'Fraktionen vorgelegt Werden können. 

(4) Die zahi der Wahim.änner, die jedle; Liste zu entnehmen 
eind, wird ermittelt, indem die  Zahlen  der.  Stimmen  die far 
dip einzelnen Listen abgegeben worden sind, durch 1, 2, 3 usw. 
geteilt werden. N'tfr jede der aeht höchsten Zahlen, die sich 
debel ergeb¯n, entfällt auf die zugehörige Liste ein Wahl-
mann. Ergeben sich bei der Teilung gleiche Zahlen und kann 
nicht jeder Liste, zu der die Zahlen gehöreie ein Wahlmann 

_ entnommen werden, dann entscheidet das vom Präsidenten 
des Landtags zu ziehende Los. 	- 	 _ 

(5) Die Wahlmänner sind in der Reihenfolge gelithlt, elder 
, i 	, 

. 	ihre Namen in den Voriehlagsliiten verzeichnet sind. 
• • 
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(6) Scheidet ein Wahlmann aus dem Landtag aus oder ist 
er verhindert, dann tritt das auf der Liste, aus der er gewählt 
ist, unmittelbar folgende Mitglied des Landtags an seine 
Stella. Ist eine Liste erschöpft,  so sind alle acht Wahlmänner 
neu zu bestimmen; das gleiche gilt, wenn inzwischen ein 
neuer Landtag gewählt wordem ist. 

(7) Jedes Mitglied nach § 2 Abs. 1 und jeder seiner Steil-
vertreter wird von den  Wahlmännern  in einem besonderen 
Wahlgang gewählt. Zu jeder Wahl bedarf es einer Mehrheit 
von zwei Drittera. Wahlleiter ist der Präsident des Landtags. 

§6 
(i) Die Vosrschlege zur Wahl der secin übrigen Mitglieder 

wind in Listen vorzulegen. Aid jeder Liste messen die Namen 
und Anschriften von mindestens 36 und höchsten. 48 'Wahl-
baren Personen verzeichnet sein. Das Recht; Lieten vorzu-
legen, steht jeder Fraktion des Landtags zu. Die Listen sind 

_splitestens am 30. Tage vor dem Wahltag beim Präsidenten 
des Landtags einzureichen und den Abgeordneten spätestens 
ana 21. Tage wir der Wahl bekanntzugeben. 

i
(2) Die Zahl der Mitglieder, die aus jeder Liste zu wählen 

dud, Wird dadurch bestimmt, daß zuerst jeder Abgeordnete 
in einer Vorwahl die Liste bezeichnet, fear die er sich ent-
schieden hat, ,und dann in entsprechender Anwendung der 
Vorschrilt des Q 5 Abs. 4 verfahren -wird. 

(3) Danach wählt der Landtag aus jeder Liste zuerst die 
.ftu- zu entnehmenden ständigen -  Mitglieder  Wid -  dama deren 
mete und zweite Stellvertreter, und zwar jedes ständige Mit-
glied und jeden Stellvertreter in einem besonderen Wahlgang 
reit einfacher Mehrheit der Stimmen. Bel Stimmengleichheit 
entscheidet das vom Präsidenten des Landtags zu ziehende 
Los. 

§7 
(1) Viir sedes ständige und, stellvertretende Mitglied, .das 

ausscheidet und nicht nach der Vorschrift de e § 4 ersetzt wird, 
ist für den Rest seiner Amtszeit eine Neuwahl  vorzunehmen. 

(2) Die Neuwahl der Mitglieder ,nach § 2 Abs. 1 wird ans -
der emä13 § 5 Abs. 1 aufgestellten Liste,' dip noch ergänzt 
werden kann, nach den Vorschriften des § 5 Abs. .2 bis 7 ,  voll-
zogen. 

(3). Far die Neuwahl der Mitglieder nach § 2 Abs. 2 gilt die 
Vorschrift des § 6 Abs. 3 entsprechend. Ist die  Liste erschöpft. 
dann wird der Neuwahl die Liste zugrunde gelegt, auf die 
der wieder zu besetzende Sits entfallen wäre, wenn die bel 
der Vorivahl für edie erschöpfte Liste abgegebenen Stimmen 
ungültig gewesen Wären. 

§8 
(1) Der P-räsident und der Vizeprändent'des Staatsgerichts-

hofes werden vom Landtag auf die Dauer ihrer Amtszeit als 
Mitglieder aus der Gesamtheit elier ständigen Mitglieder ge-
wählt; sie müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Zu 

'• jeder der beiden Wahlese bedarf es der Mehrheit der gesetz-
lichen Zahl der Landtagsmitglieder. Ergibt.  sich  im ersten 
Wahlgang - keine ,derartige Mehrheit, dann. wird ein.„ swelter 
Wahlgang durchgeführt. Führt auch dieser nicht zum \Ergeb-
nis, dann entscheidet die Stichwahl zwischen den Mitgliedern, 
die im zweiten Wahlgang the beiden höchsten Stimmenzahlea 
auf slch vereinigt haben. Werden in einem Wahlgang nur für 
ein Mitglied Stimmen abgegeben, so gilt es ohne weiteres als 
gewählt. 

(2) Scheidet der Präsident oder der Vizepräsident aus dem 
Amte aus, so soll die  Neuwahl vom Landtag binnen 30 Tagen' 
vorgenommen werden. Wiederwahl ist zulässig. Die Obliegen-
heiten des ausgeschiedenen Präsidenten werden bis zur Neu-
wahl vom Vizepräsidenten ausgeübt, an dessen Stelle tritt für 
den Fall seiner Verhinderung das dem Lebensalter nach 
Alteste zum Richteramt befähigte Mitglied des Staatsgerichts-
hofes. 

(3) Der Vizepräsident ist der Vertreter des Präsidenten in 
allen Präsidialgeschäften. Als Mitglied des Staatsgerightshofes 
wird der Präsident nach der Vorschrift des § 4 vertreten und 
im Palle seines Ausscheidens ersetzt. 

9 
(/) Der Fre_sident und der. Vizepräsident des Staatsgerichts-

beds werden vera  Landtagspräsidenten,  die _übrigen etdndigen  

§ 10 
(1) Der Offentliche ‚Mager beim Staatsgerichtshof führt die 

Arnesbezeichnung „Landesanwalt". Er und sela Stellvertreter 
werden von jedem Landtag neu gewählt,  Die  Bestimmungen 
des § 2 Abs. 2 Ober den Zeitpunkt der Wahl, des Q 3, des § 5 
Abs. 2 und des § 8 Abs. 2 sowie die Vorschrift des § 9 über 
die Vereidigung des Präsidenten des Staatsgerichtshofes gelten 
entsprechend. Der Bid des Landesanwalts und eeines Stellver-
treters lautet 

„Ich schwöre, daß Ich mein Amt gerecht verwalten und 
die Verfassung getreulich wahren will." 

(2) Der Lanelesanwalt und sein Stellvertreter müssen zum 
Richteramt befähigt sein. 

§11 
• (1) Die Mitglieder des Staatsgerichtshofs und der Landes-
anwalt können ihr .Amt jederzeit durch eine dem Landtags-
präsidenten schriftlich abzugebende Erklärung niederlegen. 

(2) Die Mitglieder des Staatsgerichtshofs und der Landes-
anwalt können auf Antrag des Landtags ihres Amtes durch 
Urteil des Staatsgerichtshofs enthoben werden, wenn sie zur 
Erftillung» ihrer dienstlichen Aufgaben dauernd unfähig ge-
worden sind oder schuldhaft ihre Aintspilichten so schwer 
verletzt haben, dal3 ihr weiteres Verbleiben im Amte mit der 
Würde des Staatsgerichtshofes nicht mehr vereinbar /st. Auf 
das Verfahren sind die -Vorschriften der §§ 14 his 26, 29 mi 
aœ Abs. 1, 2 uncl`4 entsprechend anzuwenden. 

(3) Wenn hei einem Mitglied des Staatsgeriehtshofs die 
Voraussetzungen seiner Wählbarkeit nicht mehr erfüllt sind, 
dann scheidet es kraft Gesetzes  as setnem Amte aus. Gleiches 
gilt für den Landesanwalt. 

(4) In Zweifelsfällen entscheidet der Staatsgerichtshof durch 
Beschlu13, wer Mitglied ader ob ein Mitglied durch"  Verzieht 
oder kraft Gesetzes aus sednem Amt ausgeschieden ist. Gleie 
ches gilt für den Landesanwalt. 

(5) Darüber, ob die im § 3 Abs. 1 Satz 2 aufgestellten Vor-
etessetzungen erfüllt sind, entscheidet der Landtag durch seine 
Wahl endgeltig. 

§ 12 
(1) Die Landesregierung ernennt die für die Gesehiiiisfüh-

rung des Staatsgeriehtsh.ors und des Landesanwalts erforder-
lichen Beamten. Ste  henn  damit den Minister der Justiz be-
auftragen. 

(2) Der Ministete der Justiz führt die  Dienstaufsicht  „ Aha-
diese Beemteri. Er ist unbeschadet des Hausrechts, das dem 
Presidenten des Staatsgerichtshofs zusteht, für alle Verwal-
tungsaufgaben zuständig, die  durch  die Einrichtung des 
Staatsgerichtshofs und des I..andesanwalts erforderlich werden. 

§13 
Die Mitglieder des Staatsgerichtshofs haben Anspruch  uf  

'eine. angemessene Entschädigung, die durch Gesetz geregelt 
wird. 

Zweiter Hauptteil 
Vertahrensordnung 

Allgemeine Vorschriften 
§14  

-(1)  Soweit  des Gesetz nichts anderes bestimmt, sind auf  
(las Verfahren ver dean Staatsgerichtshof die Bestimmungen 
der Strafrechtspflegeordnung sinngemäß anzuwenden. Ira 
übrigen bestimmt der Staatsgerichtshof sein Verfahren nadt 
trelem Ermessen. 

(2) Den Vorsitz  führt  der President, im Falle seiner Ver-
hinderung der Vizeprtisident des Staatsgeriehtshofs. 

Mitglieder ,VQM Präsidenten des Staatsgerichtshofs vor dera 
Landtag vereidigt. Der Eid lautet: 

„Ich schwöre, daß ich  ein gerechter Richter sein und die 
Verfassung getreulich wahren will." 

Der Schwerande kann eine religiose Eidesformel  hinzu-
fügen. 

(2) Der Eid. ist alsbald nach der Wahl zu leisten. Die Stell-
vertreter werden vom Präsidenten des Staatsgerientshofs 
jeweils vor ihrer ersten Amtsausübung vereidigt,  Ein Mit- 
glied des Staatsgerichtshofs kann sein Amt erst aueleheji. 
wenn es vereidigt 1st. 
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. §5 	 . 
(1) Von der Auslibun.  g des Amtes als Mitglisd diss Staats-

,gerichtshofs ist kraft  Gesetzes ausg(;schlopsen.: 
1. wet entweder am Ausgangeles Verfa.hrens_persönlich in- 
. teressiert oder mit  einem persönlich Interessierten ver- 

' 'heiratet; in' gerader Linie tre.rWatidt oder verschwägert 
oder  in der Seitenlinie• bis  zum dritteia  Grade  verwandt 
Gder. bis zum zweiten Grade verschwägert ist. 

2. ,y,rer  in gleićher Sache bereits von Amts odes- Berufs 
wegen tätig geworden  ist. 	 . 

	

.(2) Ein Interesse,. das - allen Staatsbiárgern oder eia 	durch 
' allgemeine Merlenale (z. B. Familienstand oder Beruf oder 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten 'politischen Partei) gekenn- 

• zeichneten Teil der Staatsbürger gamet/ism, ist, gilt nicht als 
persönliches Interesse im Sinne der Ziff. 1, Abs. I. 

s' dens Beginn der Hauntverhardlung in erklären. Uber sie ent- 

,- fahren Beteiligten Wegen Besorgnis der  Befangenheit abge-
gluit werden. Die Aliehnung ist spätesten" unmittelbar nach 

Scheiden die übrigen Mitglieder des Staatsgerichtshofes.  Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. Einer  Entscheidung bedarf "es hicht,  wenn  der Ab-
gelehnte sich selbst für beiangen erklärt: 

Ein Mitglied des Staetsgerightsii-ofs kann' von den am Ver- 

, 	, 	§17 	 • 
(1) Der Staatsgerichtshof  wird  nr Suf schriftlichen Antrag 

tätig. Als Antrag gelten angh eine Klage oder Beschwerde. 
(2) Antragsberechtigt sind, soweit in Ubereinstirnmung mit 

der Verfassung  dieses  Gesetz nichts anderês bestimmt, • " 
die -inindestens ein 

• 

ites Volkes umfaßt, 

er Mitglieder, 

ees *4 die Landesregierung, 
der Ministerpräsident, 5. 
der Landesanwalt. " 6. 

.(3) Nach Bekanntmachung des . nmtlichen Wahlergebnisses 
einer jeden Landtagswahl gibt .der'Landeswahllelterüffentlich. 
bekannte Stimmberechtigte elfie 'antressberećhtigte 
Gruppe ,  bilden. Die Stimmberechtigfen."mtissen den' :Antrag 
vor einer „amtlichen  Ster e eigenhändig unterzeichnên. und -iin 

'Aintrag Bevollmächtigte !Or das gesamte Verfahren.  ein-
.schließlich alter  Zustellungen benennen.-Mehr. als drei Bevoll-
mächtigte dilrfert nicht benannt werden. Es  ist abergestattet, 
eine großere.Zehl svos personen mit der Bestimmung zu be- : 

-nennen, daß nur die 'drei an erster Stelle benannten die Be- 
• Vellmächtigten Sind und .die Übrige neeh der Reih.entf.s.7 .e, 

in der sie benannt wurden, als Ersatzmänner eintreten sollen. 
- (4) Auch der Landtag und die in Abs. 2, Ziff. 3 bezeichnete 

IL\ lylinclerheit sowie die Landesregierung -müssen in ihren An-
trägen Bevollmächtigte benennen; die Vorsclnift in Abs. 3, 
Satz 3 gilt entsprechend 	 . 

(5) Der Widerruf der  Volnachten nach Abs. '3 und ist , 
mir wirksam, wenn Weishzeitig ein neuer Bevolimächtigter 
literiarvit wird,, es sei dcsn, dli3 trotz des Widerrufs  noch ein  
Bevollmächtigter vorhnntien ist. - 	 , 

§ 
Der Landesanwalf ist anitélne Welungen gebunden sol. 

Weit diesee Gesetz nishiS anderes bestimiit. 
(2) Er kann sich jedem Verfahren anschließen. 

Jeder Beteiligte kann einen bel eiaem deutschen Gorieht 
zugelassenen Rechtsanwalt, einen Verwaltungsrechtsrat o čter  
elnen Rechtslehrer an' eirieS deutschen  Hochschule zuseinem 
Beistand oder, soweil 'Yeses aeSeti  nichts anderes bestimmt, ' 

seineni Vertreter besteren. 	" 
; 

.(1) Ret* Staatsgerichtshof und - seks Präsident..können zur' 
' Vorbereitung eines Verfahrens BrinittInngen oiler 'One 

untersuchting,anordeen und-danlit..ein MitgIled ,esler  mehrere 
Mitglierier des Staatsgerichtshofes hetrauea. 

(2) Die,  Gerichte und  Behörden haben dein Staitsgerichtsha 
Rechts- und Amtshilfe zu leisten, Urkunden vorzulegen und 
Auskunft zu erteilen. Der Staatsgerichtshof, sein Präsident 
und der LandeSanwalt können die Staatsanwaltschaft um Er-
mittlungen ersuchen. 	. 

(3) Soweit dieses Gesetz nights anderes bestiMmt, findet eine 
Hauptverhandlung statt. In ihr kann die  Öffentlichkeit nur 
wegen Gefährdung der Staatssicherheit ausgeschlosSen 
werden.' 

(4) Der Staatsgerichtshof kann einen Beamten von der  Ver-
pflichtung zur Amtsverschwiegenheit befrelen eltat jedoch die. 
zuständige Behörde die Erlaubnis zur Aussage .verweigeet, .so 
kann in diesem Fall der Staatsgerichtshof  den  Beamten unter 
Ausschluß der OffentliChkeit vernehmen. 

• § 21. 
(1) Anträge, die der Form night entsprechen oder offenbar 

finbegrünclet sind, kann der. Staateg_erightshof durch Beschluß 
zurückweisen. Der Beschluf3 boded 'einer Mehrheit von zwei, 
Dritteln der Stimmen. . - _ 
—(2) Nach einer Hauptverhandlung erkennt der Staats-
gerichtshof auf Grund geheimer Beratung durch Urteil, das 
im Nameri des Volkes öffentlich zu Verkünden mid zu begrün-
den ist. Das Erkenntnis und seine Grande sind vorhgr schrift-
lich niederzulegen und von den Mitgliedern, die mitgewirkt 
haben, zu unterzeichnen. 

(3) Wenn die Entschéldang des Staatsgerichtshofs unmittel-
bar in die Rechte Einzelner pder - iri die Rechte yen Personen-

Art. 146 und Art. 147 HV) bedarf es einer Mehrheit von zwel 
gruppen eingreift (z: B. Art. 17 Abs. 2, Art. .115,  Art. 127 Abs: 

Dritteln der Stimmen. 
..

g  (4) bie Entscheidunen des Stiatsgerichtshofs sind den  Be-
teiligten zuzustellen. Sie talèteri rnit ihrer Verkündung 
falls  sie" nicht Veektindet sind, mit  ihrer Zustellung  in Krafts  
sóweit er ihneti nicht :lach §' 43 AlOES. 2 Und § 44 Rückwirkang 
beilegt. 	

'  §22 
(1)' Der Staatsgerichtshof kann, um in Streitfall einep :•  Zus 

stand vorläufig zu regeln, für eine drei Monate nicht fiber- e 

steigende Frist eine einstweilige Verfügung erlassen, wenri 
es zur Abwendung wesentlicher Nachteile - oder zur Verhin-
derung drohender Gewalt oder aus einem_anderefiwielitigen 
Grunde- im öffentlichen Interesse geboten erscheint. Der Bes 
schluß bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln. 

(2) Die Entscheidetng kann ohne  mündliche Verhandlung 
durch Beschluß erfolgen. 

(3) Auf Antrag eines Beteiligten hat der Staatsgerichtshof 
eine Hauptverhandlung anzuberaumen end OE.  binnen einer 
Woche seit dem Eingeng des Antrages darüber zu entscheiden, 
ob die einStweinge Verfügung erlassen, aufgehoben odor be-
stätigt wird. Der Bestätigungsbesehluf3 bedarf ebenfalls einer 
Mehrheit "Von zwei Dritteln. 

(4) Wird nicht rechtzeitig entschiede, dann tritt die" Vere 
fügung mit-Ablauf der Wóchenfrist außer Kraft. Pine.außer 
Kraft getretehe oder  aufgehobene einstweilige Verfügung 
darf nur auf Grund neuer TatSaschen wiederholt werden. 

§23 
(1) Der 1V1inisterpräsident•vollstreckt die Ent.scheidnngee des 

Staatsgeriehtshofs; dabei haben rom sämtliche Behörden 
Amtshilfe zu leisten. 

(2) Richtet sich die Vollstreckung gegen den Ministerpräsi-
denten oder die . Landesregierung,  so .erfolgt sie durnia 'den 
Präsidenten des Staatsgerichtshofs, dessen Weistmgen in 
diesem Palle jede Behörde Folge zu leisten hat. 

§ 24 
Der Staatsgerichtshof kann die Erstattung von Auslagen 

anórdnen und in entsprechender  Anwendung  der für die 
ordentlichen Gerichte  geltenden Vorschriften fest- 
setzen. 	 . 

Besondere Vorschriften 

1. Verfahren snach Art_ L15 

§,a5 
(i) Nur  der, Landtag kann hesehließen,, d :gegen eiri Mit-

¡lied der Landesregiereng 14)i,d.tyk.Stäatsgerip.htsho,f. AnAcluge. 
wegen schuldliafter Verletzung der.Vesfaeseng oder der Gee 
setze zu errhebert ist. 

eine Gruppe von Stimmbereghtigten, 
' Hundertstel elier Stimmberechtigten 

2. der Landtag, 
- 3. ein, Zehntel der gesetzlichen Zahl sein- , 	• 

- 
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(2) Der Beschluß inuß das dem Mitglied der Landesregie-
rung vorgeworfene schuldhafte Verhalten, das Gesetz,  ds  
verletzt sein soil, und die Tataachen bezeichnen, a.uf die elch 
die Anklage stützt. — 

(3) Der Präsident des Landtags legt den Beschluß dem Lan-
desanwalt vor. Der Landesanwalt vertritt die Anklage und 
hat die Weisungen des Landnags zu befolgen. 

, 
§26 

Die mündliche Verhandlung karni in Abwesenheit des Ance-
klagten stattfinden, wenn er unter Mitteilung  der Beweis-
rnittel und mit dem Hinweis geleden ist, daß  auch  im FaIle 
seines Ausbleibens verhandelt wird. ' 

§ 
(1) Der Staatsgerichtshof erkennt auf schuldig oder nicht 

echuldig. 
(2) Lautet das Urteil auf schulaig, so kann der Staatsge-

richtshof dem Angeklagten das Amt und die Rechte aus dem 
Amt (Art. 105 1-1V) absprechen. 

(3) Der im Urteil festgestellte Sachverhalt Und seine recht-
liche Beueteilung sind  für alleGerichte und Behörden bindend. 

(4) Ein bei einem anderen Gericht ahhängiges Verfahren, 
ftir das dieses Urteil bedeutsam sein könnte, Ist  bis zur Ent-
echedung des Staatsgerichtshofs auszusetzen. 

2:Verfahren nach .  Art. 127 Abs. 4 RV 

§28 
(1) Der Antrag, einen • auf Lebenszeit berufeelen Richter 

seines Amtes für schuldig zu erklären, kann nur vom Land-
tag oder von dem Minister der Justiz gestellt werden. Der 
Antrag muß die Tatsachen, die ihn rechtfertigen sollen, be-
zeichnen. 	 - 

(2) Der Minister der Justiz hat, bevor er den Antrag stellt, 
die Personalakten des Richters mit allen Unterlagen dem 
Richterwahlausschuß vorzulegen; dem Richter ist Gelegenheit 
zur Auflerung zu geben.  Stimmt  der Richterwahlausschuti 
dem Antrag zu, so reicht der Minister der  Justiz  den Antrag 
mit einer Ausfertigung der  über  den Beschiuß des -Richter-
wahlausschusses aufgenommenen Niedeiechrift dem Landes-
anwalt ein. 

„(3) Der LandeSanwalt vertritt den Antrag. Er 1st' an die 
Weisungen des Antragstellers gebunden. 

e 	

§29 
(1) Der Prasidenf des Staatsgerichtshofs stellt dem Richter 

eine beglaubigte Abschrift des Antrages zu. 
(2) Diese Zustellung bewirkt die vorläufige Enthebung vorn 
Amt. 

§ 30 
(1) Die Hauptverhandlung kann night in Abwesenheit des 

Richters durchgeführt werden. 
(2) Dec Staatsgerichtshof erkennt für Recht, daß der Antrag 

als unbegründet zu verwerfen oder daß der Richter seines 
Amtes für verlu,stig zu erklären ist. 

(3) Wird der Richter seines Amtes für verlustig erkIärt, so 
hat der Staatsgerichtshof im Urteilsausspruch zugleich zu 
bestimmen, ob der Richter in ein anderes Amt oder in den 
Ruhestand zu versetzen oder zu entlassen ist. Er kann dem 
entlassenen Righter ein angemessenes Ubergangsgeld zu-
billigen. 

(4) Der festgestellte Sachverhalt und seine  rechtliche Beur-
teilung sind für alle Gerichte und Behörden bindend. Ein 
gegen den Richter sonst anhängiges Verfahren ist bis zur Ent-
scheidung des Staatsgerichtshofs auszusetzen. 

le Verfahren zum Sehutze der Verfassung , 
a) Verfahren nach  Art. 146 Abs. 2  HVOE 

§ 31 
i (1) Der Antrag muß die Personalien des Beschuldigt ent- 
, halten, die  Tatsachen anführen, aus denen sich ein VerstoI3 
; gegen die 'Pflicht, Air den Beetand der Verfassung einzu- 

treten, ergeben soll, und die Beweismittel bezeichnen. 

(2) Der Landesanvralt hat den Antrag zu etellen und 
weisungsgemSd zu vertreten, wenn der Landtag oder eine 
Landtagsminderheit von mindestens einem Drittel der gesetz-
Lichen Zalet der Abgeordneten oder die  Landesregierung efr 
verlangt. 

§ 32 
(1) Nach Anhörung des Beschuldigten entscheidet der Stonta-

gerichtshof durch Beschlut3, ob der Antrag als unzultissig ode: 
unbegründet  zurückgewiesen oder der Beschuldigte in den 
Anklagezustand versetzt wird. 

(2) Der Landiag, die Landesregiertmg und der Landesanwalt 
können innerhalb von zwei Wochen nach Zusteiltmg des Be-
schlusses, durch den ihr Antrag zurückgewiesen wurde, di. 
Hauptverhandlung beantragen. 

§33 
(1) Hat der Angeklagte die Pflicht, f tir den Bestand .der 

Verfassung mit allen thin zu Gebote stehenden Kräften ein-
zutreten, durch eine strafbare Handlung verletzt, so bestimmt 
der Staatsgerichtshof in seinem Urteil die politischen Folgen 
dieser Schuld far den Angeklagten, soweit der Schutz der 
Verfassung  s erfordert. 

(2) Der Staatsgerichtshof kann dem Angeklagten für be-
stimmte Zeit oder lebenslänglich die folgenden Rechte aber-
kennen oder beschränken: 

1. das Recht der Freizügigkeit, 
2. das Recht zur Verbreitung seiner Werke, 
3. das Recht der öffentlichen MeinungsluBertmg, 
4. das Recht, an Versammlungen tellzunehmen, und tiles 

Recht, Vereinen oder Gesellsehaften anzugehören, 
5. das Stimmrecht, das Wahlreeht, die Wählbarkeit und die 

Fähigkeit, ein öffentliches Amt zu bekleiden; 
Außerdem kann er die Postüberwachung zulassen. 
(3) Der Staatsgerichtshot  bestimmt  lin einzelnen, welche 

Maßnahmen nach Abs. 2 zulässig sind und wer Me dural-
zuführen und zu überwachen hat. 

§34 
(1) Hat der  Angeklagte dadurch, daft er einer nach Art. 146 

Abs.. 2 HV unzulässiger politischen Gruppe angehörte, gegen 
ein Strafgesetz verstoBert, so bestimmt der Staatsgerichtshof 
in seinem Urteil die zum Schutz der Verfassung erforderlichen 
politischen Folgen far den Angeklagten. 

(2) Die Vorschriften des § 33 stud mit der MaBgabe emu-
wenden, daß dem Angeklagten das Recht der öffentlichen 
MeinungsäuBerung, das Stimmreeht, das Wahlrecht, die 'Wähl-
barkeit und die Fähigkeit, eta Ifffentliches Amt zu bekleden, 
auf Zeit oder auf Dauer aberkannt werden pollen. 

• 	 § 35 
. (1) Der Staatsgerichtshof kann das Vertahren bis zur Ent-

sc.heidung eines Strafverfahrens gegern den Angeklagten aus-
setzen. 

(2) Der" im Urteil des Staatsgerichtshofs festgesiellie Soch-
\Techen und die  rechtliche Beurteilung der Tat sind Rh alle 
Gerichte und Behörden bindend. . 

(3) Der Staalegerichtshot kann seinem Urteil die Fest-
stellungen eines rechtskräftigen Urteils zugrunde legen, durch 
das gegen den Angeklagten auf Strafe  erkannt wurde, und 
die Vethandlung und die Bewelaaufnahme aut die Frage be-
schränken, ob und welche politischen Folgen zum Schutz. 
der Verfassung erforderlich sind. 

§36 
(1) Die Feststellung,  dali  eine politische Gruppe, welcher 

der Aneeklagte angehört oder angehört hat, die Grundgedan-
ken der Demokratie bekämpft, wirki für 'end gegen alle Mit-
glieder der Gruppe, wenn 
_ a) der Landesanwelt vorher die Mitglieder der Gruppe und 

alle, die über sie Sachdienliches bekunden können, 
öffentlich aufgefordert hat, »ich innerhalb einer  bestürm-
ten Frist, die mindestens einen Monet betragen mull, 
schriftlich zu theßern, und wenn 

b) der Landtag der vom Staatsgerichtehof getroffenesiFest-
stellung zustimmt. 

(2) Die Mitglieder der GrUppe kamen sich  in der Haupt-
verhandlung vor dem Staatsgerichtshof durch Beauftragte 

e 
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• oder ihren Vorstand vertreten lessen. Dip Bestimmungen in 
§ 17 Abs. 3 Satz 3 .  und 4 gelten entsprechefid.  

• 
,(3) Wenn von einer Gruppe unter den Voraussetzungen des 

• Abs. 1 festgestellt ist, daß sie die drimdgedanken_der Demo-
kratie bekämnft,. so ist .sie aufgelöst und ihr 'Vermögen zu 
Gunsten des Landes' verfallen. , 

. 	 § 	 • 
(1) Wer ,gegen 'die in einem Urteil des Staatsgerichtshofs 

" getroffene Anordnung, welche  bestimmte Grundrechte einer 
Person einschränkt oder ste ihr aberkennt, vorsätzlich, ver-, 
Stößt oder zu ihrer Umgehung vorsätzlich behilflich ist, wird 
mit Gefängnis, nicht unter drei Monaten, wenn das Urteil auf 
Grund cres § 33 dieses Gesetzes und mit Gefängnis nicht unter 
sechs Monaten bestraft, wenn das Urteil aid Grund des § 34 
dieses Getetzes erging. Neben der Gefängnisstrafe kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. 

(2) Wer gegen die Anordming 'Verstößt, um das Verhalten, 
das ihren Grund bildete, fortzusetzen, wird mit Zuchthaus 

	

bestraft., 	 • 
b) Verfahren nach Art. 147 Abs. 2 11V. 

e 	§38. 
(1) Jedermann kann (len SMatsgerlchtshof anrufen, um die 

Strafverfolgung wegen eines auf Verfassungsbruch 'gerich-
teten -Unternehmens oder. eines Verfassungsbruchs gegen den 
Schuldigen zu erzwingen. Der Antrag bedarf der  Schriftform. 
Er muß Namen und Anschrift des Antragstellers und, nach 
Möglichkeit auch die des Beschuldigten enthalten. Er muß 

. die Tatsachen, welche die Beschuldigung rechtfertigen sollen, 
, mid die f3eweismittel bezeichnen. 

(2) Der Starttsgeribhtshofkann. dem Antragsteller aufgeben, 
seine Behauptungen glaubhaft zu machen. • _ 
. (3) Einen Antrag, der diesen_Erfordernissen nicht entspricht, 

kann -der Staatsgerichtshof unbeachtet lassem 

	

, 	• 

(2) Vor dem Beschluß, der die Hauptverhandlung vor dem 
zuständigen Gericht anordnet, hat der Staattgerichtshof den 
Beschu'digten zu hören. 

(3) Ordnet der Staatigerichtshof die Tlauptverhandlung vor_ 
dem zuständigen ordentlichen •Gericht  an, so hat der. Minister 
der Justiz die Staatsinwaltschaft mir Einreichung einer An- _ 

• .klageschrift anzuweisen. 	•  

(4) Der Beschluß des Staatsgerichtshofs, der "die Hauptver-
handlung anordnet oder feststellt,  dali  kein Grund zur Stref-
Verfolgung vorliegt, ist für alle Gerichte und. Behörden 
bindend. 

4. Prüfung der Verfassungsmi61gkeit von Gesetzen 
und Verordnungen 

§ 41 	•  

(1) Der Antnag kann auch'
/  
vim dem Präsidenten eines höch-

sten Gerichts gestellt werden. 
(2) Jeder Antragsberechtigte kann sich dem Verfahren  an-

schl i eden. 
(3) Der Antrag „hat die Bestimmung der Verfassung zu be-

zeichnen, über deren Auslegung oder Anwendung Streit Oder 
Unsicherheit herrscht.oder aus der Bedenken gegen die Gill-
tigkeit eines' Gesetzes oder einer Verordnung hergeleitet 
werdep,. 

§42  
(1) Richtet sich der Antrag gegen die Giiltigireft „ eines 

Gesetzes 6cler einer Verordnung, so ist den. Mitgliedern der 
Landesregierung sowie dem Vorsitzenden und dem Bericht-
erstatter des Landtagsausschusses, die mit den Vorarbeiten 
für des Gesetz oder dip Verordnung befaßt waren, vor der. 
Hauptverhandlung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.. 

(2) Hat ein gerichtliches Verfahren Anlaß zu dem Antrage 
gegeben, so  soll  der Staatsgerichtshof, die „an diesem Verfah-
ren Beteiligten hören. Sie sind zur Hautverhandlung zu 
laden; ihren Prozeßbevollmächtigten ist das Wort zu erteilen, 

§ 43 , 
(1) Das Urteil des StaategerichtShofs hat Gesetzeskraft. 
(2) Der Staatsgerichtshof kann seinem Urteil rückwirkende 

Kraft verleihen und bestimmen, ' ob ' und unter Welchen 
ausSetziingen die Wiederaufnahme anderer, bereits ,recht§- 
kräftig abgeschlossener Verfahren zulässig ist, soweit eine 
dort erlassene Entscheidung zu seinem Urteil in Widerspruch-
steht. 

(3) Erachtet der Staatsgerichtshof die Voraussetzungen des 
Art. 150 11V. für gegeben, so muß erfestatellen, daß das 
Gesetz oder die Verördnung niernals gültig 	war, und die ' 
Wiederaufnahme aller Verfahren. anordnen, • deren. Entschei-• , 
dung auf dem ungültigen Gesetz oder der ungültigen Ver- 7 . 
orcinung beruht. 

, _ 	5. Verfassungsstreitigkeiten 

.  §44 
Verfassungsstreitigkeiten sind insbesondere Streitigkeiten 

über die Auslegung und. Anwendung - vei•fassungsrechtlicher 
Bestimmungen und Rechtsstreitigkeiten  zwischen - gtaaisor -  , 
ganen über ihre Zuständigkeit. Sie können nur zwischen den 
im . § 17 Abs. 3' genannten Antragsberechti*en  ausgetragen 
werden. Die Vorschriften der § 41 ff. sind entsprechend an-» 
zuwenden.. 

6. Verteidigung der Grundrechte . 

§45 
(1) ‚Der Antrag kann auch von einer ,Verwaltungsbehörde 

gestellt werden, die geltend macht, daß durch MiBbrauch des 
Grundrechts der freien Meinungsäußerung, der Versamm-
lungs und Vereinsfreiheit oder der Verbreitung ; wissenschaft-
licher oder künstleris,cher Werke der verfassungsmäßige Zu-
stand angegriffen und gefährdet wird. Der Antrag ,  hat zur 
Voraussetzung, daß ein Verwaltungsakt dieser Behörde unter 
Berufung auf eines dieser Grundrechte angefochten ist, 

(2) Der Antrag kann ferner yen jedermann gestellt werden, 
der  geltend macht, daß ein ihm von der  Verfassung-gewähr-
te  Grundrecht verletzt.sei. 	 , 

§46 
(1) Der Antrag .muß das Grundrecht .  bezeichnen - und mit 

der Angabe der  Beweismittel  die Tatsachen darlegen, aus 
denen sich der Mißbrauch oder. die Verletzung •des'Grund-
rechts ergeben soll. 

(2) Der Präsident des Staatsgerichtshofs-kann  dem Antrag- ,  
atelier aufgeben, die Tatsachen glaubhaft zu machen. „ . 	. 

(3) Der Antrag ist gegen den iti richten, der das Grund-
recht verletzt hat, bei 'angeblichen Verletzungen durch 
Organe oder Behörden des Landes oder ‚diner Körperschaft 
des öffentlichen Rechts gegendas Land oder die Körperschaft. 

§47 

Wkd der Antrag von einer Verwaltungsbehörde gestellt, 
die geltend macht, daß ein Mißbrauch ,des Grundrechts vor-
liege, so ruht jedes. andere, insbesondere das verwaltungs-
gerichtliche Verfahren, bis der Staatsgerichtshof entschieden 
hat, • 

§ 48 
(1) Wird geltend gemacht, daß ein Grundrecht verietzt sei, 

und 'ist ein gerichtliches Verfahren noch nicht anhängig, so 
soll der Staatsgerichtshof den Antragsteller an das zuständige 
Gericht verweisen' und die Sache dorthin abgeben. Die Ver-
weisung ist bindend und beriindet -  die Rechtsanhängigkeit 
für  den Zeitpunkt, in welehem.  der Antrag . bei dem Staats-
gerichtshof eingeht. Der Staatsgerichtshof entscheidet nur, 

"wenn die Bedeutimg der Saehe über den Flin7e1fa1l  hinaus-  „ 

§ 33 
Gibt die Staatsanwaltschaft öffentlich bekannt, daß die 

Strafverfolgung 'eingeleitet ist,  so kann jeder, der von einem 
VerfassungsbruCh oder  einem auf Verfassungsbruch gerich-.  
teten  Unternehmen Kenntnis hat, die ihm nach Art. 147 

4  Abs. 2 11V obliegende Pflicht dadurch erfüllen. daß er sieh 
der  Staatsanwaltschaft als Zeuge zur Verfügung stellt. 

§40 
(1) Der Staatsgetichtshof kann durch Beschluß auf den die 

Vorschriften des § 20 Abs. 3 und des § 21 Abs. 2 nicht anzu-
wenden 

1: den Antrag an den Landesanwalt oder die  zuständige 
Staatsanwaltschaft abgeben, oder 

2. die  Hauptverhandlung vor dem zuständigen ordentlichen 
Gericht anordnen, oder 

3, 	 • feststellen, OB kein Grund zur, Strafverfolgung vorliege. _.  
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geht, in-sbesondere mit einer Wiederholung zu rechnen ist und 
daher eine alIgemeine Regelung erforderlich erscheint. 

my  Ist ein gerichtliches Verfahren anhängig, sa kann nur 
das mit der Sache befaBte Gericht  ein  Gutachten des 
Staatsgerichtshots einholen. Die gutaehtliche AuBerung des 
Staatsgerichtshofs ist für tras Gericht verbindlich. 

(3) Im übrigen findet ein Verfahren vor dem Staatsgerichts-
hof wegen Verletzung eines Grtindrechts nur statt, wenn der 
Antragsteller eibe Entscheidung des höchsten in der Sache 
zuständigen Gerichts herbeigeführt hat und  innerhalb eines 
Monats seit Zustellung dieser Entscheidung den Staatsge-
zichtshof anruft. In diesem Falle prilft der Staatsgerichtshot 
nur, ob die Entscheidung auf der Verletzung eines von der 
Verfassung gewährten Grundrechts beruht. 

(4) Ist das  höchste  Gericht  kein i Gericht des Landes Hessen, 
so kann die Person; die  sich auf ein ihrnach der  Hessischen 
Verfassung zustehendes Grundrecht berufen will, nur vor 
Abgabe der Sache an. das höchste Gericht die Aussetzung 
des Verfahrens und die Entscheidung über das Grundrecht 
durch den Staatsgerichtshof beantragen. . 

§ 49 	e 
(1) Die Entscheidung des Staatsgerichfshofs wirkt Reehts-

kraft für und gegen jedermann und bindet die Gerichte und 
Verwaltungsbehörden. 

(2) Der Staatsgerichtshof kann das von einem Gericht "des 
Lande e Hessen erlassene rechtskräftige Urteil für kraftlos 
erkldren. und M der Sache selbst entscheiden oder die Sache 
an die Vorinstanz des Gerichts, dessen Urteil für kraftlos 
• rkeert wird, zur erneuten .Verhandlung und Entscheidung 
surackverweisen. • 

SchluBbestirnmengen_ 

§50 
- Mitglied des Staatsgerichtshof oder Landesenwalt kann nut 

werden, wer von 'dein Gesetz zur Befreiung von 'National-
sozialismus .  und Militarismus vom 5. Marz 1946 (GVBI. S. 57) 
nicht betroffen oder rechtskräftig entlastet ist. ' 

§51 	 • 

Unter den zum ersten Mal nach dein Inkrafttreten she-se* 
'  I  ,Gesetzes gemäß § S gewählten Mitgliedern des Seaatsgerichte-

hofs bestimmt dai vorn Präsidenten des Landtags nach voll-
zogener Wahl elier Mitglieder zu ziehende Los je zwei  Mit-
glieder deren Amtszeit ausnahmsweise nur auf drei  und fünf 
Jahre bemessen sein soll. 

§52 
(1) bas Gesetz tnitt mit seiner Verkündung in Kraft. 
• 2) Der Finanzniinister wird ermächtigt, die im Rechnungs-

jahr 1947/48 für die persönlichen und sachlichen Ausgaben des 
Staatsgerichtshofs nötigen Mittel außerplazundBig bereitzu- 
stellen. - 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind 
gewahrt. 

Wiesbaden, den 12. Dezember 1947. 

Hessisehes Staatsministerium 
Der  Ministerpräsident. 	 Der Minister der Justiz 

Stock 	 Zinn .  

minister erfolgt. 
(2) Voraussetzung für  die Zulassung einer Gesellschatt zur 

Wirtschaftspreferte'tigkeit Ist, daß die persönlich haftenden 
Geeellscha.fter und bei-,'uristischen Personen mindestens die 
Hillfte der Mitglieder des Vorstandes oder der Gescheftsfüh-
rung  öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer sind. Werden in 
einer Wirschaftsprilfungsgesellschaft Revisoren, die nicht 
Wirtschaftsprüfer sind, beschäftigt, so muß in der Gesell-
schaft auf je 5 Revisoren ein Wirtschaftsprüfer tlitig sein. Auf 
Steuerberatungsgesellschaften findet diese Vorschrift ent-
speechende Anwendung. 

5 3 
Einer Genehmigung bedarf auch die Errichtmg von Zweig-

niederlassungen und Geschäftsstellen dutch die in den §§ 1 
und 2 genannten Berufsangehörigen und Gesellschaften. Die 
Leitung solcher Niederlassungen und Geschäftsstellen muß 
bei Wirtschaftsprüfern Und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
in den Händen von öffentlich bestellten WirtschaftsPrtifern 
und bei Steuerberatern and Steuerberatungsgesellschaften in. 
den  Handen  von liffentlich bestellten Steuerberatern hegen. 
Die Leiter müssen ihren Wohnsitz am Ort der Niederlassung 
haben. 

§ 4 
Die persönliche Eignung wird von einem Zulassungsaus-

schuß. die fachliche Eignung vom Prüfungsausschuß feat-
gelegt 

§ . 5 
• (1) Dle in den §§ 1 und 2 genannten Berutsartgeherigen und 

Gesellschaften unterstehen hinsichtlich ihrer Berufsausübung 
der Aufsicht des. Wirtschaftsministers, die  In  Fragen der 
Steuerberatung in Gemeinschaft mit dem Finanzminister aus-
geübt wird. Die allgemeinen Grundsetze der  Berufsausübung 
und  des Beaufsichtigung der Berufsangehörigen werden in 
der Durchführungsverordnung geregelt. 	• 

(2) Der Wirtschaftsminister kann die öffentliche Bestellung 
widerrufen, wenn im Disziplinarverfahren der Wegfall der 
persönlichen  Eignung rechtskräftig festgelegt Lat. In dringen-
den Fallen kann der Wirtschaftsminister einstveellig Anord-
nungen über die Ontersagung der Berufsausbildung erlassen. 
Die Maßnahmen sind, soweit die Tätigkeit der Steuerberater 
betroffen 'wird, ira Einvernehmen mit dem Finanzminister 
durchzuführen. Entsprechendes gilt für den Widerruf der Zu-. 
laeseng handelsrechtlicher Gesellschaften, der bel Wegfall 
der Voraussetzungen des: 4 2, Abs. 2 erfolgen kann. 

(3) Tritt das Bedilrfres zum E/la einer einetweiligen An-
ordnung nur in Zusammenhang mit der  Tätigkeit  aut dem 
Gebiete der Steuerberatung auf, so kann. die Anordnung durch 
den Finanzminister alleen erlassen werden. Der Wirtschafts-
minister iet von dem Erlaß der Anoednung zu verständigen. 

*6 
(1) Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater, 

die  zur» Zeit des Inkrafftretens dieses Gesetzes affenleich be-
stellt oder zugelassen sind, bedürfen kelner erneuten Bestel-
lung. Das Recht zur Ausübung 'ihres Berufes erlischt jedoch, 
wenn. sie nicht bis zum.  1. Juli Ina ihre Tätigkeit nach MaB-
gabe der Durchführungsbestimmungen beim Wirtschaftsmini-
clerical angezeigt und den Nachweis ihrer öffentlichen Be-
stellung erbracht haten. Ist die Anzeige ohne Verschulden 
des Anzeigepflichtigen unterblieben, so kann Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand bewilligt werden, wenn die An-
zeige  unverzüglich nach Fortfall des Beliinderungsgrundes 
nachgeholt  wir& 

(2) Das Gleiche gift für die  Gesellschaften  der in § 2 ge-
nannten Art. 

mit dem Plin,anzminister oder eine von ihnen bestimmte nach-
geordnete  Behörde erfolgt. 

(2) Die Bestellung setzt  die persönliche und fachliche Eig-
nung voraus. Bef der Bestellung sind die Bewerber aut 
pfleichtgemelee Erfülleng ihrer Berufspflichten zu vereidigen. 

*2 
(1) Handelisrechtliche Gesellschaften, deren Gesehättsbetrieb 

sich  mit der Tätigkeit des Wirtschaftsprilfers (Wirtschafts-
prüfungsgesel)schaften) oder Steuerberaters (Steuerberatungs-
gesellschaften) befallt, bedürfen der Zulassung, die durch den 
Wirtschaftsnainister im Einvernehmen mit dem Finanz- 

G e s' e t z- 
fiber Wirtschaftsprüfer,  Bücherrevisoren 

und Steuerberater 

evom 13. Dezember 1917 

:Aut Grund der Artikel II und HI der Proklamation Nr. 4 
der amerikanischen Militärregierung vom 1. Marz 1947 in 
Verbincfung mit der Proklamation Nr. 2 der amerikanischen 

_ Militärregierung vorn 19. September 1945 wird das folgende 
vota Länderrat  beschlossene. Gesetz erlassen und verkündet 

1 
(1) Wirtschaftsprafer, Bücherrevisoren und Steuerberater 

bedierfen zur Anstibung ihres Berufes der öffentlichen Be-
stellung, die cluich den Wirtschaftsminister im Einvernehmen 
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- 
(3) Die Bestimmungen über die politische - Bereinigung der 

Wirtschaft werden hierdurch nicht berührt. 	. 

§7  
. Die in §§ 1 und -2 genannten Berufsangehörigen und hen-
delsrechtlichen Gesellschaften und ihre auswärtigen  Nieder-
lassungen sind in beim Wirtschaftsministerium zu führende 
Beruferegister einzutragen. Die Register sind öffentlich. 

§ 
• 

 

Zr die Erlaubnis der TäligAit als Helfer in SteueMwhen .  
serwie die Regeleng ihres Dienstaufsicht verbleibt es bei den 
Beratimnitingen des § 107a der Reichsabgabenordnung. 

. 	 , 	 • 

- 
• §9 	 . 

(11M1t Gef.ngnbis einem Jahr und mit Geldstrale Oder 
mit einer dieser Strafen wird bestraft: 	' 

f) wer ohne als Wirtschaftsp-rtifer öffentlich bestellt zu 
sein, sich als Wirtschattalnüfer bezeichnet oder sich eine 
thOche, veewechslungsfähige Beielchnung beilegt, 

14 wer als  Vertretereeiner Gesellschaft tätig ist, die eine 
auf etne` Wirtschaftsprüfértätigkeit. hinweisende Bezeich-
sung. Itihrt,- °lute` siwi die Gesellschaft als; Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft zugelassen ist, 

. 4  wer, ohne als Buchrevisor öffentlich bestellt zu sein, sich 
als Buchrevisor bezeichnet .oder sich eine ähnliche, ver-
wechslungsfiihige • Bezeichnung 

d) wer, Ohne ale Stenerberater öffentlich bestellt zu sein 
oder die Erlaubnis zur  Tätigkeit als Helfer in Steuer-
sachen zu besitzen, sich als solcher bezeichnet, oder sich 
elne ähnliche, verwechslungsfähige Bezeichnung zulegt,' • 

• e) wer ale Vertreter einer Gesellschaft tätig ist, die eine 
auf eine Steuerberatertätigkeit hinweisende Bezeichnung 

, führt, ohne daB die Gesellschaft Steuerberatungs-
. gesellschaft zugelassen ist. 

fitt Im Slime des.  Absatzes  1 gelten insbesondere ale ähnliche; 
-,teerweclishmpfährige  Bezeichnungen, deren  Führungrgerboten 

lat, die Bezeichnung als Wirtschaftsanwalt, Wirtschafts- oder' 
• Steuersachverständiger, Wirtschaftsberater  -und  Wirtschafts-

treuhlinder. EntsPrechende_s gilt Air die .Aufnahme derartiger 
Bezeichnungen in die Firmen oder Firmenzusätze ren han-
delsrechtlichen Gesellschaften, die .  nicht die Voraussetzung 
des 2 erfüllen. 	• 

	

*10 	• 	' 
Gegen Entscheidungen  nach diesem  Gertz  Ist  der Verwal-

tungsnachtsWeg OE  zulässig.  
11 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes &ford-el:lichen Rechts-
and • Verwaltungsvorschriften, insbesondere liber .die Zu-

' lassungs- und Prüfungsausscheisse, ' erläfit • der •Wirt:schafts-
esdnistee im Einvernehmen mit clean Finanzminister.. 

§12  • 
(1) Das  Gesetz  tria einee Tag• bach seiner Verkündung, izt 

s Kraft 
' (2) Gleichzeitig treten folgende Gesetze und  Verordnungen  

sufler Kraft: 	 , 	_ 
a) Verordnung Aber den Zusammenschleß auf dem Gebiete 

d  des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhänderwesens 
r vom 23. März 1943 (RGBI. I,  S.  157), 

, b) alle aul die Zulassung von Steuerberatern bezügLichen 
Vorschriften in Gesetzen Und Rechtsverordnungen, so- 

- welt ele Mit dem gegenwärtigen Gesetz in Widerspruch 
stehen. Die Bekanntgabe dieser Vorschriften. ,erfolgt fan 
den Auseftihningsbestinimungen. 

	

Wiesibaden, 13. Dezember 1947. 	 - - 
Der Hessische Ministerpräsident 
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Gesetz 
liber die Wiedererrichtung von Verbrueher- 

genossenschaften (Konsumvereine) 
Tom le. Dezember 1947 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossesa, dasehiee-
mit verkündet wird:  

(1) Es werden  aufgehoben  § 

• das Gesetz über Verbrauchergenossenschaften vorn 2L Mai' 
1935 (RGBI. I S. 681); 

die erste Durchführungsverordnung ruin Gesetz über Ver-
brauchergenossenschaften vom 31. Oktober 1935 (RGB1..I 
S. 

die zweite Durchführungsverordnenge zum ,Gesetz über 
Verbrauchergeriossenschaften vom 31» Dezembér 1935 
(RGM. -  I S. 24); • •  

die dritte. Durchführungsverordnung zum Gesetz fiber Ver-
brauchergenossenschaften vom 31. Oktober 1935 (11GBI. •  

1936 I S. 24); 
die Vierte ,DurchführungsverordrAng zum Gesetz über 

Verbrauchergenossenschaften Vom 26. Mai 1936 (RGB1. I 
480); 	• 

die fünfte .  Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
Verbrauchergenossenschaften vom 15. Oktober 1936 
(RG131. I S. 905); -.- 

die sechste . burchführtingsverordnung zum Gesetz . über  
Verbrauchergenossenschaften Vorn 10. Juli 1937 (RGB1. 
S. 768) und 

. die •  erste Verordnung zur Änderung  der ereten Durch- 
• führungsverordnung zum Gesetz fiber  Verbraucher-

genossenschaften vem 26. Juni 1936 (ROBI I S. 274);  
, die  zweite Verordnung mir  Änderung  der  ersten  Durch-

führungsverordnung . zum Gesetz. über Verbraucher- -  
. 	genossenschaften vom 17. Jtini 1936 (ROBI. I S. 494); 

die dritte Verordnung zur Änderung der ersten ,  Durch- 
.• führungsverordnung zurn Gesetz über Verbraucher- 

- -genossenSchaften vom 11 Dezember 1936 (RGB1. I 5.1017); 
die vierte Verordnung zur Änderung  dee ersten Durclee-

fthrungsverordnung ztint Gesetz fiber Verlaraucher-
genossenschaften.vom 11. Junt 1937 (RGB1.  I S. 628); 

die Verordnung zur Anpassung der verbrauchergenossen-
schaftlichen Einrichtungen an die kriegswirtschaftlichen 

- Verhältnisse vom 18. Februar 1941 (RGI31. I'S. 107); 
die erste Anordnung zur Durchführung der Verordnung 
• ,zur AnpassUng der verbrauchergenossenschaftlichen 

EintiChtungen an die kriegswirtschaftlichen Verhältnisse 
vom 18. Februar 1941 (RGB1. I S. 107); 

die zweite Anordnung zur Durchführung der Verordnung 
aur Anpassung der  verbrauchergenossenschaftlichen 
Einrichtungen an die kriegswirtschaftlichen Verhältnisse 
vom 24 . Jun 1941 - (RGB1. I S. 452); 

die. dritte Anordnung zur Durchführung der Verordnung 
zur Anpassung der verbrauchergenossenSchaftlichen Ein-
richtungere  an die. kriegswirtschaftlichen Verhältniese 
vorn  26. August 1942 (RGBL 1942 S. 450); - - 

die vierte Anordnung _zur Durchführung der Verordnung 
zur Anpassung der -verbrauchergenossenschaftlichen- Ein- - 

" richtungen an die kriegswirtschaftlichen Verhältnisse 
. vorit 26. August 1942 (RGB1. I S. 043); . 

die fünfte Anordnung zur Durchführung der Verordnung 
zur Anpassung der  verbrauchergenossenschaftlichen  Ein-
richtungen an die ekriegswirtschaftlichen Verhältnisse 
vom .21 Dezember 1142 (RWMBI. 1942 S., 700), dazu Rund-
erlaB des RWM ,  vom 22. Dezember 1942 III  W. O. S,. e 
4.e/9144,42, RWMB1. S. 701) und ,4" 

die sechste Anordnung zur Durchführungedee Verordnung 
. zur Anpassung der verbrauchergenossenschaftlichen Bin-

richtungen an die kriegswirtschaftlichen Verhältnisse 
vom 18. - März .1943 (RGB1. I S. 15n- 

. 	 , • 

Ziffer III der Durchführungsverordnung vorn 23. Juli 1934 
MGM. I S. 726) zum Eitizelhatidelsschufzgeseta vorn 12. 
Mai 1933 .  (ROBI. I S. 262) in der Fassung vom 9. Mal 1935 
(RGBI. I S. 589) findet auf Verteilungsstellen von Ver-
brauchergenossentchafter.t keine Anwendung. - 

IM Gesetz zum Schutz des Einzelhantlels werden j.n. § 7 
- Abs. 1 Satz .1 und in §'7 Abs. 2 Sate 1 in der Fassung des 

Gesetzes zur Änderung  des Gesetzes -  zum Sehutze des Ein-
selhandels vorn 9. Mai 1935 (ROBI. I S. 589) die Wort. 
*elms. Konsumvereins oder" gestrichen. 

Absatz - 2 Ziffer 4 dei Ausführungsverordnung zum Ge-
setz über den Verkauf von Waren aus Automaten vom 

• - 

• 
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14. August 1934 (RGB1. I- S. 814) werden die Worte „Kon-
sumvereinen unia" grestriclaen. 
Im Gesetz über Preisnachlässe (Rabattgesetz) vom 25. 
November 1933 (RGB1. I S. 1011) wird § 5 gestrichen, in 
§ 6 Satz 1 das Wort, „Konsumvereine". 
In der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
Preisnachliisse (Rabattgesetz) vom 21. Februar 1934 (RGB1. I 

1 1935 (RGBI. I S. 208) und vorn 29. Juli _1938 (RGB1. I S. 981) 
werd § 11 gestrichen. - 
S. 120) in der Fassung der Verordnungen vom 19. Februar 
gestrichen. 

(3) Verbrauchergenossenschaften (leonsumvereine) unterliegen 
den Vorschriften det. Gesetzes, betreffend  die  Erwerbs- 

..., 

	

	und Wirtschaftsgenossenschaften, soweit nicht durch dieses 
Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

§2  
Verbrauchergenossenschaften dürfen bis zum Ablauf des 

L Januar 1952 im regelmäßigen Geschäftsverkehr Waren auch 
an Nichtmitglieder verkaufen. Bis zu diesem Zeitpunkt 
werden auch die §§ 8 Abs:4 Satz 1, 31, 152, 153 des Gesetzes, 
betreffend die Erwerbs- und WirtschaftsgenoSsenschaften 
vom 1. Ikeal 1898 nicht angewendet. 

§3  
Es sind von' - der Grunderwerbsstener, den Verwaltungs-

gebühren und den Gerichtskosten befreit: 
a) Übertragungen von Grundgebühren und anderen Vet,- 

megensgegenständen, soweit diese Gegenstände dadurch 
aus dem Vermögen des Genieinschaftswerks der deut-
schen Arbeitsfront GmbH und ihrer Tochtergesell- 

, schaften in das Vermögen einer Konsumgenossenschaft 
oder konsuingenossenschaftlicher Vereinigungen liber- 

- gehen; 
b) Rechts- und Verwaltungsgeschäfte, soweit sie die Wieder-

errichtung einer Konsumgenossenschaft oder konsum-
genossen:schaftlichen Vereinigung bezwecken. Soweit 
Umsatzsteuer von Übertragungen von Gesamtbetrieben 
anfallen sollte, fällt sie unter die Befreiung. 

§4  
Die ,Kimsumgenossensehaften treten in die vorn Gemeiri-

echaftswerk der DAF und deren. Tochtergesellschaften ab-
geschlossenen lefiet- und Pachtverträge Der Übergang 
der Rechte und Pflichten gilt nicht als neue Vermietung 
Gder Verpachtung. 

§5  
Dieses Gesetz tritt net dem Tage der  Verkündung  in Kraft. 

§6  
Der Minister fer Wirtschaft und Verkehr ist ermächtigt, 

lm Einvernehmen mit dem Minister der Justiz Ausführungs-
bestimmungen zu diasem Gesetz zu erlassen. 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind 
gewahrt. 

Wiesbaden, den 16. Dezember 1947. 

Hessisehes StaatsminIsterium • 
Der Ministerpräsident: 

Stock 

--Gesetz 
ZU •  Ergänzung der Verordnung fiber , Mal3nahmen auf dein 
Gebiete des . Rechts der Handelsgesellschaften und der Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (Richtigstellung der 

Liste der Genossen) 

vom 19. Dezember 1947 

Auf Grund der Artikel II und III der  Proklamation  Nr. 4 
der amerikanischen Militärregierung vom 1. Marz 1947 in 
Verbindung mit  der Proklamation Nr. 2 der amerikaffisclíen 
Milittirregierun¡ vom 19. September 1945 wird das folgende  

vom Länderrat naeh Anhörung des Parlamentarischen Rates 
beschlossene Gesetz erlassen und verkündet: 

§1  
.Der § 18 der Verordnung über. Mafinahmen auf dem Gebiete 

des Rechts der Handelsgesellschaften und der Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften yore 4. September 1939 (RGB1. 
S. 1694) erhält folgenden Ablatz 3: 
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn 

der Vorstand infolge von Auswirkungen des Krieges ver-
hindert war, die Urkunden über das Ausscheiden eines'Ge-
nossen (Par. 65-69 des Genossenschaftsgesetzes) recht-
zeitig dem Gericht zur Liste der Genossen einzureichen. 

§2  
Dieses Gesetz trltt mit Wirkung vom 15. 10. 1944 in Kraft. 

Es findet nur Anwendung, wenn die Eintragung der das 
Ausscheiden begründenden Tatsachen in die Liste der Geer 
ncissen bis zum 31. 12. 1948 erfolgt ist. Dies gilt `auch von 
§ 18 Abs. 1 und 2 der Verordnung vom 4. 9. 1939. 

Wiesbaden, den 19. Dezember 1947., 

Der Hessische Ministerprlsident: 
Stock 

Verordnung 
fiber' die Ermäßigung der Einkommensteuersetze für die , 

Berechnung der Kirchensteuer 

vom 13. November 1947 

Auf Grund des Artikels I § 1 und § 3 und des Artikels  II 
des Preußischen Gesetzes zur Änderung  des Kirchensteuer-
rechts des evangelischen Landeskirchen vom 3 Mai 1929 in 
Verbindung mit den Notverordnungen der Kirchenregie-
rungen der evangelischen Kirche der altpreußischen Union, 
der evangelischen Landeskirchen in Hessen-Kassel und in 
Nassau vom 28. September, 27. und 10. Oktober 1928 sowie 
dem Kirchengesetz der evangelischen Landeskirche Frank-
furt am Main vom 13. September 1928 und des Artikels I § 2 
des Preußischen Gesetzes zur Änderung  des Kirchensteuer-
und Umlagerechts der katholischen Kirche vom 3. Mal 1920 
wird-folgende Verordnung für die Berechnung der Kirchen-
steuer der evangelischen und katholischen Kirchen (Kirchen-
gemeinden und Gesamtverbände) im Gebiet der ehemaligen 
pretteiSchen Landesteile, der Regierungsbezirke Kassel Und 
Wiesbaden, erlassen: 

*1  
Die Tarifsätze der Anlagen A und B des Kontrollrats-

gesetzes Nr. 12 vom 11. Februar 1946 - Änderung  der Ge-
setzgebung in bezug auf Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und` Geerinnabfehrung werden für die Benutzung  ais  
Maßstab der Kirchensteuer gekürzt und zwar: 

bei Steuerklasse I 	 um 15 v. H. 
um 10  V. IL 

	

III/1 	 um 10 v. H. 

	

111/2 
	

um 20 v. H. 
e 	 111/3 

	
uni 30 v. H. 
um 40 v. H. ` 

e 	III/5 und folgende um 50 v.11. 

§2  
Diese Verordnung gilt erstmalig Per die Veranlagung zur 

Kirchensteuer des Rechnungsjahres 1947. 

g 3 
Diese Verordming  gilt  nicht im Regierungsbezirk Wies-

baden, Air cite Stadtteile Wiesbaden-Kastel, Wiesbaden-
Amtineburg und Wiesbaden-Kostheim. 

Wiesbaden, den 13¯ November 1947 

	

Der Minister der Finanzen: 	Der Minister Air Kultur und 
Hi 1p e rt 	 Unterricht: 

Dr. St eitt 
e 

Der Minister fer Wirtschaft 
und Verkehr: 

Dr.  Koch.  

lo  
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25. Durchführungsverordnung 
istim Gesetz zur Befreiung von NationaLsozialiSmus und 

Militarismus fiber das Nachverfahren gemIB Art. 42 Abs. 2 

vom la. November 1947 
OE?. 

Auf Grund des Ara. OE66 des Befreitmfladesetaes vain Nago-
nalsezialisfnus in1 Militarismus . vom 3. 3. 1946 wird verordnet: 

, 

§ 	 , 	— 
Der dffentliche Kläger iatrechtieitig vor Ablauf der - Be-

währtmgsfrist gegen den Minderbe/aateten Ermittlungen ein-

=lenen, um den Antrag auf endgaltige Einreihung des Be-
troffenen vorzubereit6n (Art. 42, 2). 

' 	2 

Zuständig ist der öffentlie.he  Kläger derjenigen Kammer, 

die zuletzt im ersten Rechtszug -mit dem VerEahren gegen 
den Betroffenen befat iran An die Stelle einer Lagerspruc.h-

hammer tritt die Spruchkammer des 'Wohnsitzes oder Aufent-' 
haltsortes des Betroffenen im Zeitpunkte des Ablanis der 

BeWährungsfrist. 

Z 3 a 
Der öffentliche Klager hat zu ermitteln, ob der Betroffene 

zach seinem Verhalten  in der Bewährtingsfrist erwarten ifildt, 

daB er seine Pflichten als Barger eines friedlichen demob:La-
tiSchen Staates ern/lien werde. _ 

§ 
Der dffentliche Kidger ist insbesondere verpflichtet, bei dei 

zuständigen vollstreckenden Stelle einen Bericht/ darüber 
ainanholen; eb der Betroffene  der Vollstreckung einer an-OEa 

geordneteń. Sonderarbeit Selr"v1erigke1tefl bereitet und eb er 

die ihm auferlegten TätigkeitsbeSChräflkUgen verletzt  hat. 

Die Bewährung ist grimdsatzlich tu verneinen, wenn. der 

Betroffene  eine Sahnemaßnahme ohne ausreichenden. Grund 
nicht oder nicht vollständig erfüllt hat. 

§ 

Bei der Frdfung der Bewährung hat der tiffentliche Kläger 
, 

anhand des Spruehes festzustellen, ob die Einreihung des  Be-

trenen in die Gruppe -der Minderbelasteten gemal3 Artikel 

11/1/1 oder 11/1/2 erfolgte. 
Bei Minderbelasteten nagli Art. 11/1J1 ist ein strengerer 

Mastab  bel  der Prüfung der Bewährung anzuwenden. - ' 

, . 
' § 6 

Das Verfahren geniai3  Art. 42  Absatz -2 ist ein selb.ständiges 
schriftliches oder mündliches Verfa.hrena § 4 der 6. DVO 

thzlet keine Anwendung. 

§ 7 	
, 

"Der Antrag des öffentliehen. Klägers kann nur lauten auf 
Einreihung als Belasteter oder als Mitläufer. Par den Antrag 
gelten die Verschriften über die Klageschrift. 

§8 

Bei der Bestimmung  der endgültigen Siihnemanahmen muf; • 

der Spruch erkennen lassen welche bereits erfüllten Sahne-
deletungen die Kammer berücksichtigt hat. _ • 

§ 

Wenn der öffentliche Kläger vor 'Ablauf der Bewahrungs-

trist noch nicht in der Lage -ist zu entscheiden, ob ein An-

trag auf Einreihung als Mitläufer g)erechtfertigt -  1st, so be-

antragt er bei der Kammer den Erlala einer einstweiligen 

Anordnung gemali Art. 40 auf Fot-Waller' der für die Dauer 
der Bewäfirungfrist angeordneten Sillmemafinahmen. 

§ 10 	, , 
Die Vollstreckung Von Silimemaiinahmen, die von der 

Dauer der Bewährungsfrist unabhängig sind, wird durch das 
Nachverfahren gemä6 Art. 42, Absatz 2 -nicht berührt. 

g. 
§11 

lair das Verfahren geraäai Axt. 42, Abs. 2 wird die Pfaitte 
der allgemeinen Verfahrensgebühr berechnet Der Betroffene 
hat ferner die baren Ausjagen des Verfahrens zu tragen. 

§ 12 

Die Verordnung tria mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Stuttgart, den 14. November 1947 

Der  hessische 'Hessisehe Minister für politische Befreiung: 

Binder 

Verordnung 
über die Elektrofischerei 	Londe Hessen 

vom 21. November 194'7 

Auf Grund des § 106 Abs. 1 Ziffer 3 des Fischereigesetzes 
vom 11. Mai_ 1916 (Pr. GS. Seite 55) und des Artikels '15 des' 

Gesetzes, -die  Ausübung  und den Schntz der ,Fischerei be-

treffend, Wm 27. April 18131 (GroBhertoglich Hessisches 
gierungsblatt Seite 43) wird verordnet: 	, , 

§ 1. Verbot 

Der FiSehfang ,unter Anwendung des elektrischen Stromes 
im folgenden Elektrofiseherei genannt — ist verboten. 

§ 2. Ausnibmen.  Zweck 

Der örtlich zuständige Regierungspeasident kann zu wirt-
schaftlichen Zwecken für Berufsfischer und  Fischzüchter „ 

und zu wissenschaftlichen Zwecken für einzelne Personen 
Ausnahmen von dem Verbot nach § 1 zulassen. _ 

§ 3. -Räumliche Beschränkung 	 -- 

Die Elektron-where-1 bleibt auf die Gewässer des  Forellen-

und Asehengobietes (Region) beschränkt. 

§ Genehmigung 

tde Genehmigung zur Ausabung der -Elektrofischerei wird.auf 
eine Hdchstdauer von sechs Jahren und unter jederzeitigem 

Widerruf erteilt. Sie kann nach Ablauf erneuert" werden.  em 

-Zugelassenen wird eine Genehmigungsurkunde ausgestellt, 

die er bei Ausübung der Elektrofischerei beasich zu fahren 

und dem Beauftragten des Fischereiaufsiehtsdien.stes auf 

Verlangen Voraizeigen hat. Im Falle des Widerrufs und mach 

Ablauf der Genehmigungsdauer ist .die Genehmiguńgsurkunde 

unverzüglich zurückzugeben.-  

§ 5. Austibung 

, (1) Der Zugelassene hat die Elektrofischerei selbst aus-

zuüben. Er hat mindestens eine Person ajs Hflfsicraft zuzu-

ziehen und ist far die  Beobachtung  der 'notwendigen Vor-

sieht verantwortlich. 

(2) In Gewässern, die von. dem Zugelassenen nicht bewirt-

schaftet werden, darf die Elektrofischerei nur mit ausdrackai 

licher Genehmigung des Regierungspräsidenten und nur auf 

Antrag und in Gegenwart des Inhabers des unbeschränkten 
Fischereiausilbungsrechtes 

 
oder  seines bevollmächtigten Ver-

treters erfolgen. ber Regierungspräsident kann für  seine Ge-

nehmigung einen -  erhöhten: Fischbesafz über ,  den  Pflicht-

einsatz hinaus' auferlegen. 

§ 6.  Prüfung. Buchführung 

' (I) Der 'Zugelassene ist nach Anweisung des Regiertings-
präsidenten verpflichtet, dessen Biaauftragten die Elektro-
eischerel zur Prilfung  an Ort una Stelle vorzuführen ural 

_ihren Anoraintmgen  zu folgen. 

(2) 'Mer das Ergebnis jeder ein źelnen .Elektrofisc-herei hat 

der - Zugelassene nach einem der Genehmigungsurkunde  bI- 

gefügten Pormblatt Buck zu führen. Diese Buchführung  It 

dem Beauftragten des Regierungspräsidenten - auf Verlangen 

vorzuzeigen. Sie ist  sin Ende -des Kalenderjahres dem Regle- , 

rungspräsidentenk unaufgefordert einzureichen. 
- 	' 

• 
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4 7. Vberwachung 
Die fachliche Überwachung, Lenkung und Betreuung der 

Elektrofischerei obliegt dem Regierungspräsidenten (Fische-
reidezernat) in Kassel. 

§ 8. Strafbestimmungen 
Verstötle gegen diese Verordnung und die auf Grund dieser 

Verordnung erlassenen Bekanntmachungen und Anweisungen 
werden nach den .geltenden Bestimmungen der Fischerei-
gesetze verfolgt. 

§ 9. Inkrafttreten ' 
Die Verordnung tritt in Kraft am 1. ;fanner 1948. 

Wiesbaden, den 21. November 1947. 

Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten: 
Lorberg 	• 

Buchführung fiber den Elektrofischfang 
Ergebnisse des 	 Name des Elektrofischers 
Elektrofischfangs im 
Kalenderjahr 	 

Tag 

* 

Naine des 
Gewassers 

- 

Fischerei- 
nutzungs 

berechtigter 

Lange 
der be- 

fisci&o. 
Stream 
in km. 

der 

, 	in.  

-,-,sge 
saint 

.Menge 

fangenen 

F?reL'ell  

p- , 

,, 

Kg 

' 

andere 
.,..s..r.-... 7:_ ... _---..--  

Fe:A:carte 
tuid deren 

Menge 

41  kk- 

Unterschrift 
a) des 	lekre- 

fischers 
b) des F'ischerel- 

nutztings-
berechtigten 

'. Ro- 
gene 

Verordnung  
zur Abänderung der Landgiiterordnung 

vom  1. Dezember 191v • 

Auf Grund des § 1 Abs. 6-"deV Verordnung zur Durchfüh-
rung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 11. 7. 1947 (GVB1. 
S. 44) wird im Einvernehmen mit dem Minister für Landwirt-
schaft, Ernährung  und Forsten verordri4: 

• 
Die Landgaterordnung 'fiir den Regierungsbezirk Kassel 

vom 1. 7. 1887 (Preuß. Ges.Samml. S. 315) erhält als Hessische 
Landgilterordnung die aus der Anlage ersichtliche Fassung. 

§2 	•  

Diese Verordnung tritt am 24. 4. 1947 in Kraft. 

Wiesbaden, den 1. Dezember .1947 

Der Minister der Justiz 

Hessische Landgiiterordnung 
vom 't. Dezember 1947 

§1 	 „.  
(1) Landgut im Sinne dieses Gesetzes ist eine in der Land-

güterrolle des zuständigen Batterngerichts eingetragene Be-
sitzung. 

(2) In die Rolle kann jade im Land Hessen belege.' ne, mit 
einem Wohnhaus versehene Besitzung ,eingetragen werden, 
die zum Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft bestimmt 
ist und mindestens die GröfSe einer Ackernahrung (Abs. 3 
bis 5) hat. 

(3) Als Ackernahrung gilt eine genutzte Landfläche, die 
notwendig ist, um eine Familie, unabhängig vom Markt tmd 
von der allgemeinen Wirtschaftslage zu ernähren und zu 
bekleiden sowie den Betrieb aus sieh selbst zu erhalten. 

(4) Beimi.Veinbau ist als ACkernahrung eine genutzte Land-
fläche anzusehen, deren eigene Erzeugung an Trauben zum 
Unterhalt einer Familie ausreicht. 

(5) Beim Gemüse- oder Obstbau ist als Ackernahrung eine  
genutzte 'Landfläche anzusehen, die auch bel Um:stellung auf die  Betriebsarten  dor' Absätze 3 edgy 4 die dort bestimanten 
Voraussetzungen erfüllt, 
• (6) 'Der Nachweis, daß die Größe einer Ackernahrung ver-
liegt, wird durch eine Bescheinigung der zustlindigen Land-
wirtschaftlichen Verwaltung in der Kreisstufe geführt. 
Gegen deren ablehnenden Bescheid steht dem Antragsteller 
des Bauerngericht 

• § 2 	' 
innerhalb einer Frist von •einern Monet die Besehwerde an 

(1) Zur Eintragung 'des Landgutes in die Landgiiterrolle ist 
das Bauerngericht zuständig, in dessen Bezirk das Wohnhaus 
der Besitzung liegt. 

(2) Hat die Besitzung mehrere Wohnhäuser, die in den 
Bezirken verschiedener Bauerngerichte liegen, so hat der 
Oberlandesgerichtspräsident zu bestimanen bel  welchem
Bauerngericht das Landgut hi die Rolle einzutragen ist. 

-§ 
(1) Ein Landgut soll In die Rolle nur dann eingetragen werden, wenn die  Voraussetzungen  des § 1 Abs. 2 zur Zeit der Eintragung vorhanden sinet 
(2) Die Eintragung kann nicht aus dem Grunde  ange-tochten  werden, dali diese Voraussetzungen zur Zeit der 

Eintragung nicht vorhanden gewesen selen. 

§4 "  

(1) Die Eintragung in die Rolle und die Löschung erfolgen 
auf Antrag des Eigentümers, der fiber .  das Landgut letztwillig verfügen kann. 

(2) Steht das Landgut Im Miteigentum, so ist der Antrag 
sämtlicher Miteigentümer erforderlich. 

§ 
(1) Die Eintragung als Landgut hat rechtsbegrtindende Be-

deutung. 
(2) Kein bisheriger Erbhof gilt als automatisch in die 

Landgitterrolle eingetragen, die nach  diesem" Gesetz angelegt 
wird. Die Eintragung jedes Grundeigentums, einschließlich 
bisheriger Erbhöfe, in die Landgüterrolle erfolgt nur aut 
Antrag des Eigentümers gemtiß & 4. 

§6 	 „ (1) In der Rolle erhält jades Landgut ein eigenes Blatt. (2) Das Landgut besteht ans den  Grundstücken,  die auf 
dem Rollenblatt vermerkt sind. Auf dem Rollenblatt sind alle 
Grundstücke des Eigentümers zu vermerken, die als solche 
auf dem Grundbuchblatt eingetragen sind, einschlieBlich der 
nach der Eintragung. des Landgutes in die Rolle erworbenen 
ttefi im Grundbuche zugeschriebenen Grundstücke. Die Zu-
schreibung der letzteren in der Rolle erfolgt von Arata wegen 
und gebiihrenfrei. 

(3) Bei der Eintragung des Landgutes in die Rolle und bei dem späteren Erwerb von Grundstücken kann der  Eigen-
tümer bestimmen, daJ3 einzelne Grundstücke In die Rolle nicht einzutragen sind. Diese sind auf dem Rollenblatt ale ausgenommen zu verzeichnen. 

(4) In gleicher Weise sind einzelne Grundstücke auf dem 
Rollenblatte zu verzeichnen, Wenn sie auf Antrag des Eigen-tamers gelöscht werden. 

(5) Auf dem Grundbuchblatt ist die Nummer des Rollen-blattes gebührenfrei zu vermerken. 

§1 
. (1) Wird infolge von Veräußerungen ein Teil eines Land-gutes im Grundbuch abgeschrieben, so erhtilt dieser Tell in der Rolle ein eigenes Blatt, falls die Voraussetzungen den § 1 Absatz 2 für ihn zutreiren; hiervon ist der Erwerber = benachrichtigen. Treffen diese yoraussetzungen nicht zu, so ist mit der  Abschreibung  im -Grundbuch auch die  Löschung  

des veräußerten Teiles in der Rolle zu bewirken. , 
(2) Die Anlegung des Blattes und -die Löschung ,erfolgen 

von Amts wegen 'und gebührenfrei. 

12 



' 	(1) Die Anträge auf Eintragung oder Löschung in der Rolle 
werden bel dem Bauerngericht unter Anwendung des § 29 

-der Grundbuchordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. 8. 1935 (RGB1. I  S. 1073) mündlich afigebracht oder 
schritftlich eingereicht. 
- (2) Dee Bauerngericht hat - dem Antragsteller mitzuteilen, 
daß die Eintragung oder Löschung erfolgt  ist. 

, 
§ 10 

(1) Die Eintragung verliert ihre Wirksamkeit durch di 
Löschung. 	- 

(2) Die Eintragung ist auch für jeden  nachfolgenden Eigen-
'tamer wirksam, sofern  dieser Eigentümer des ganzen Land-
gutes eider eines den  Voraussetzungen  des § 1 Absatz 2 ent- 

%sprechenden Teiles ist. § 11 

.(1) Die Einsicht der Rolle ist ,jedem gestattet, 'der nach glieder besehluBfähig. Er entscheidet nach Anhörung • der 
dem Ermessen des Bauerngerichts ein rechtliches Interesse 

	

. 	. 	'Beteiligtên und freier  Untersuchung  der  Sachlage durch 
daran hat. 
„' (2) Far die.  Einsicht  in die .Rolle werden keine Gebühren 
erhöben. 

, 	• 
Wird  der Eigenttimer  eines Landgutes von mehreren 

•-Nachkommen beerbt,. ni  ist  In Ermangelung einer entgegen-
itehenden. letztwilligeri Verfügung einer Von 'diesen' beeech-

fligt, bel der Erbteilung das. Landgut hebst Zabehnie nach 
Maßgabe der .7§§ . 13  his 26 zu Übernehmen. • 	• 	. 

(2) Dasselbe  gat; wenn bei der Erbteilung .rieben den  Nach-
kommen  der überlebende Ehegatte beteiligt ist. 

(3) Die Abfindung der lyinteeben'(§.. 20): tritt, 	Dritten
geientiber; an 'die Stelle  des Anteils ad- de e Erberegerieedn- 

den Fällen  der §§ 6 una 7 von den Bintragungen und Ltischtm-
gen im Grundbuch und in der Rolle sich gegenseitig 
Amts wegen Nachricht zu geben. 

(2)  Die .  1V1itg1ieder, ant.inS,en válljähelinnein, einen tadellosen 

Liegen die zum Landgute „gehörenden Grundstileke in den  IU  genial-en und genaue Kenntnis von den wirtschaftlichen 

Bezirken .  verschiedêner Bauerngericlite, so haben diese in und Familienverlieltnissen des Erblassers besitzen- 
, (3)  Ist nach dem Ermessen . des Vorsitzenden 'des .Bauern-

gerichts eine nenagende Anzahl nach -Absatz  i land 2 ge-
eigneter  Verwandten oder Verschwägerteii nicht vorhanden 

• oder ist deren Zuziehung `mit besonderen Schwierigkeiten 
Verbunden,  so hen dieser den Familienrat durch Zuziehung 
anderer nach Absatz 2 geeigneter' Personen zu ergänzen. 

_ (4) Die Mitglieder des Farnilienrats werden nach Anhörung 
der Beteiligten und  de e Ortslandwirts von dem Vorsitzenden 
des Bauerngeriehts• berufen und .'von ihm auf treue und 
gonisienhafte 'Führung 	Anites mittels Handschlags an 
Eides. Statt verpflichtet. ,Olier Einwendungen negeri ihre Be-
rufung entscheidet der . Vorsitzende des Bauerngerichts. ,  

(5) Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden des Bauern- 
' geriohts, die elimtlichen , Beteiligten zuzustellen iet, ist die - 
.s0fortige Be.Schwerde nach Meftgabe des § 18 Abs...1 . Setz 2 
der 'Verordnung . zur -Durehführung. de e Kontrollintsgesetzes 
Nr. 45 vom 11. 7. 1947 (GVB1.  S. 44) zulässig. 

Mehrheit der Stirnmen der  anwesenden Mitglieder. Bei Stan-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag. 

(2) Die -  Entscheidung des Familienrats kann nur ange-
fochten werden, soweit sie auf der Verletzung einer Rechts-
norm beruht: Die Anfechtung kann nur durch Erhebung der 
Klage erfolgen. , 
. (3) Die Mitglieder des  Familienrates erhalten; attl3er dem 
Ersatz iiiren baren Analegen, keine  Vergütung. 

(4) Die Verhandlungen und Entscheidungen des Familien-
rates sind gebührenfrei. Die entstehendên baren Auslagen 
fallen dent Guistibernehmer und, fells eine Gutübernahme 
nicht stattfindet, den Idei der Erbteilung Beteiligten zur  Last. . 	, 

§17 " 	 e 
(1) Der Familienrat ist nur bei Anwesenheit des Vor-

sitzenden des Bauerngerichts .und mindestens dreier Mit- 

Eilnangelung einer Vereinbarung den Beteiligten über 
die Person :  des Gutstibernehmers  und  fiber die Bedingungen 
der Gutstibenealmie hat das  nach § 2 zuständige Bauerrn: 
gerieht auf Antrag der Beteiligten oder eines van ihnen din 
Amtlichen betelligten zu einem Einigungsversuch zu laden 

und bei diesem möglichst auf die Erhaltung der Einheit und 
teetungefähigkeit des tancgtt hinzuwirken _ - 	e-- 

16 	 , 
(1) Der Familienrat wird aus dem nach §' 2 dieses Gesetzes 

zuständigen Vorsitzenden des Bauerngerichts als Vorsitzen-
den und drei bis seehs Verwandten oder Verschwägerten 
des Erblassers  als» Mitgliedern gebildet. 

§ 15 i  

Wird bei diesem Versuch keine Einigung eridelt, So be:- 
Stirrant ein Faridlienrat nach Magabe der §§ 12, 18, 16 bis 26 
die Persem  des Gutstibernehrners und 'die Bedingungen der , 
Übernahme. 

Wlesbaden, den 10. Januar MB 
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es: 	_ (1)»  j  .der Bestinimung des' Gertstiliernehmers ist „far den 
1)(die Mit dem ,Landgut 'oder seinen einzelnen Teilen ver- 

. 	btindenea Gere6htigkeiten; . 
* die auf dem Landgut vorhandenen Gebäude, Anlagen, 

Holzungen und Bäume; . 
„ 11) d1e auf die Rechtsverhältnisse und' die Bewirtschaftung ,  

des Landgteues bez9glichen, zur Erbmasne gehörigen Ba-
. cher. und Urkunden; 

4) dii Glitsinitentar; dieseS'iimfifit: 
an des auf dein Landgut  zú Seiner  Bewirtschaftung Vor-

handene Vieh, Acker-, und Hausgerät, 
.b) den vorhandenen Danger 'end 	 . 

e) die.  für die . . Bewirtschaftung  des Landgutes bis zur 
nächsten Ernte erforderlichen „Vorräte an Frachten und -

.eenstigen  Erzeugnissen. 

#:§ 13 	 § 18, 
' - rn  Siane dneses Gesetzes eind Zubehör 	Landgut 	e ' 

Famillerirat ndie, dauernde einheitliche Erhaltung des Gutes 
in ifer kand .eines der  Familienglieder maBgebend. _ 	.• 	 . 

'(2) -  Erachtet  Nemeth_ der  Familienrat mehrere der Erben 
als. zure  Gutstibernahme geeignet, so ist dean männlichen 
Geschlecht  vo  dem weiblichen eind gegebenenfalls dein Alte-
nen Erben vor dem jüngeren der Vorzug  zu • geben.. , 
• (*Die Bestimmung des GutSübernehmers unterbleibt; 

a) .  wenneder -Familienrat  sich davon überzeugt,, daß das 
• „Landgut wegen hoher Verschuldung' oder sonstiger 

Grande iii den Familie _nicht erhalten werden  kamie 
b) neennekein Nachkomme .  des Eigentümers das Landgut 

den vom. Farallienrat festgestellten Bedingungen 
. übernehmen.  WW. 

,§ 19 • 

- (1)" Der' • Familienrat bestimmt • nach 'pflichtmäßigern  Er-
messen  'den bei der Erbteflung ',an die Stelle des  Landgutes 
nebst -  Zubehör tretenden -Wert • desse' ben unter Berticksich-
nigting aller in Betracht kernmenden Verhältnisse dergestalt, 
dell 'duch hierbei die dauernde Erna' tung des Gutes den ' 
aesschlaggebenden Gesichtspunkt bildet lend soweit, als 
es dies Interesse etfordert, der Gutsübernehmer Vor seinen 
Miterben zu bevorzugen ist. • . - 

(2) tinter denn nia bestimmenden Werte 'des Landgutes ist 
Sicht sein .Verkaufsnsendern sein Ertragswert _zu verstehen. 

- (3) Des "Eeniessen des FaMilienratese' wird  insoweit  be-
schränkt, daB der Wert de e Lanclgütes nicht geringer els der 
fünturedzwanzigfaclien  und nicht höhern's der  fünfundvierzig-
fache Heirag des jährlichen Grundsteuerrenertrags der zu - 
dem OE  Landgute „ gehörigen 'Liegenschaften bestimmt werden • 
kann. Bei Landgütern, bei denen der. Grundsteuerreinertrag 
'geringer  ist' als der teach der -Gebäuciesteuer- berechnete 
Nutzungienert der" zu dem Landgute geberenden  Gebäude, 
¿der bef elerteri „diese -Geb_äude einen besonderen Nutzen 

13 
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durch Vermietung oder dergleichen gewähren, bestimInt der 
Familienrat den Wert der Grundstücke und Gebäude in 
Gemiißheit der Vorschrlft des .Absatzesi  1 nach trelem Er-
messen. Wenn der Grimdsteuerreinertrag nicht Mehr zu er-
mitteln ist tria an eine  Stelle  der Hektarsatz. des Einheits- ,  
wertes. 

(4) Soweit die Beteiligten uneinig darüber sind, ob einzelne 
Gegenstände zum Giitsinventar gehören, steht dem Familien-
rat die Entscheidung zu. 

§20  
Von dein,nach § 19 festgesetzten putswert 4,st der Betrag 

der auf dem Gute ruhenden. Hypotheken tmd Grundschulden, 
sowie der nach der vermutlichen Lebensdauer des Berech-
tigten vom Familienrat nach freiem Ermessen zu bestimmende 
Wert der von dem Gute zu leistenden. Auszugs- und Unter-
haltsverpflichtungen, mit Ausnahrne jedoeh der im § 22 er-
wähnten, abzusetzen. Der hiernach verbleibende Betrag bil-
det den für die Erbteilung und sonach für die Berechnung  
der Abfindung der Miterben mal3gebenden Wert des Land-
gutes. 

§ 21' 
Hat der Eigentümer eines Landgutes eine Witwe hinter-

lassen, mit der er in Errungenschaftsgemeinschaft nach alt-
hessischem Becht  gelebt  hat so bestimmt der Familienrat 
nach pflichtmäßigem Ermessen unter Berücksichtigung  der 
Leistungsfähigkeit des -Gutes und der VerrnügensverhältniSse 
der Witwe, ob und welcher Einsitz und Auszug dieser von 
dem Gutsübernelimer zu gewähren ist.' 

anderweiten Lebensberufes verläßt. 
(2) Auch naeh vollendetem fünfzehnten Jahre behalten die Miterben das Recht des Einsitzes bis zur erlangten Volljäh-

rigkeit oder früher eintretenden Verheiratung. 
(3) Gebrechlichen und kranken Miterben hat der Gutstiber-

nehmer irci Bedürfnisfalle bis zu ihrem Tode, so-fern sie nicht die Auszahlung ihrer Abfinclung verlangen, Einsitz, Kest und 
Verpflegung zu gewähren. Solange sie von diesem Becht Ge-
brauch machen, findet eine Verzinsung der Abfindung nicht statt Haben sie von diesem Rechte bis zu ihrem nach 
erlangter Volljährigkeit erfolgten Todes Gebrauch gemacht 
und weder einen eriatterechtigten Ehegatten noch Kinder hinter,lassen, so erlischt ihr Anspruch auf Abfindung zugunsten 
des Gutstibernehmers. 

(4) Der Familienrat ist befugt, die im Absatz 1 bis 3 beL stiriunten Verpflichtungen des Gutsilbernehmers, zu erhöhen oder herabzusetzen. 

§23  
- Der Beschluß des Farnilienrates in gerichtlieher  Ausfer-tigung ersetzt ,die Auflassung. Die Beteiligten können. yen; langen„ dali ihre Ansprüche gegen _den Gutstibern.ehmer .  (§§ it 22, "28) durch Eintragung im Grundbuch sichergestellt 

werden. 

§24  
. (1) Wenn das Landgut sich im Miteigentum der Ehegatten befindet so verbleibt die Verwaltung dem längstlebendett Ehegatten, und erst bei dessen Tode erfolgt die Bestimmung 
des Gutstibernelimers. 

- (2) Der längstiebende Ehegatte ist jedoch befukt, mit Zu-stimmung-  der Erben des verstorbenen Ehegatten (§ 14), hilts-weise mit Zustimmting des Familienrates (§§ 15 ff) das Land-gut schon bei Lebzeiten auf einen der  gemeinschaftlich
Nachkommen zu übertragen. 

(3) rin übrigen kann cia.s Miteigentum zwischen dem  längst- lebenden  und den Kindern als Erben fles verstorbenen Elke- 
gatten nur mit gegenseitiger Zustimin.ung,oder auf Beschluß 
eines nach.Maegabe des § 18 zu berufenden Farnilienratei aut- 

gehoben werden. Hiervon abgesehen können einzelne Erben 
nur die Auszahlung einer nach Maßgabe der §§ 19 und 20 
von. dem E"-amittenrat festzusetzenden. Abfindung verlangen. 

(4) Der § 12 Abs. 3 findet auch ant den Antell an der 
Erbengemeinschaft und die an seine Stelle tretenden An-
sprüche des Iängstlebenden Ehegatten mit der Mattgabe An-
wendung, daß vor dem Tode des verstorbenen Ehegatten 
erworbene Rechte pritter unberührt bleiben. 

§25  
(1) Steht das Landgut im alleinigen Eigentum eines Ehe-

, gatten, so erfolgt  nach dessen Tode die Bestimmung des 
Gutstibernehmers erst dann, wenn dem anderen Ehegatten 
ein Nießbrauchs- oder Verwaltungsrecht an dem Landigute 
nicht mehr zusteht. Die Erbengemeinschaft zwischen den 
Kindern des verstorbenen Ehegatten kann, solange-ein. Nieß-
brauchs- oder Verwaltungsrecht des Überlebenden Ehegatten 
besteht, nur mit gegenseitiger Zustimmung und mit Einwil-
ligung des Überlebenden Ehegatten aufgehoben werden. 

(2) Die Bestimmurigen. des § 24 Abs. 1 und 2 finden. auf den. 
Ehegatten, dem das Niel3brauchs- oder Verwaltungsrecht an 
dem Landgut oder an einem seiner Teile zusteht, entspre-
chende Anwendung. 

§ 26 	•  

(1) Hat ein von mehreren Nachkommen beerbter Eigen-
tümer mehrere Landgüter ainterlassen, So hat ha Ermange-
long einer Vereinbarung der Beteiligten der Familienrat 
darüber zu entscheide; ob und unter welchen Bedingungen 
die mehreren Landgüter nur von einem Erben oder jedes 
einzelne Landgut von einem der Erben zu übernehmen sind. 

(2) Liegen die Landgüter in.  den Bezirken. verschiedener 
Bauerngerichte, so hat der Oberlandesgerichtspräsident zu 
bestimmen,_ bel welchem Bauerngericht der Familtenrat zu 
bilden is t   

§ 27 
Das Recht der Eigentümer, über dás Landgut unter Le-

benden und von Todes wegen zu verfügen, wird durch cliesis 
Gesetz nicht berührt. 

§ 
(1) Wer fiber" das Landgut Ietztwillig verfügen kann, ist 

befugt, in einem Testament nder in einer gerichtlich oder 
notariell oder voila Ortsvorstand%beglaubigten. Urkunde die 
Anwendung der §§ 12 bis 26 auszuschliepri, unter den Mit-
erben die Person zu bestimmen, clie air Ubernahme des 
Landgutes oder der mehreren Landgüter berechtigt sein soll, 
sowie die in den §§ 21 und 22 erwähnten Bestimmungen an 
Stelle des Familienrates selbst zu treilen. „ 

(2) In gleicher Weise kann vorbehaltlich des Pilichttelt-
rechtes der Beteiligten bestimmt werden, zu weIchem Be-
trage der Gutswert bei der Erbtellung angereehnet werden, 
daß und in welcher Höhe der Gutstibernehmer bei der Ted-
lung ein Voraus erhalten oder in einer sonstigen Welse be-
vorzugt werden son. 

§ 	 ' 	• 
Für die Berechnung des Pflichtteils 'der Miterben, die das 

Landgut nicht  übernehmen, ist der auf Antrag des Pilleht-
teilberechtigten von dem Familienrat nach Maßgabe der 
§§ 15 bis 21 festzusetzende Wert des Landgutes mageberid. 

§30  
Die in den §§ l2 bis 29 enthaltenen Bestimmungen finden 

keine Anwendung: 
1. wenn die bei der Erbteilung beteiligten Personen nicht 

allein Eigentümer  des Landgutes --sind; 
2. wenn das Landgut beim Tode des  Erblassers infolge von 
...V9.ränderungen, die flach der Eintragung des Landgutes In 

" die Rolle stattgefunden haben, nach § 1 Abs. 2 niem ela-
• tragungsfähig gewesen ware; jedoch kenunt der Mangel 

eines Wohnhauses, zur Zeit des Todes des Erblassers nicht ' 
in Betracht, wenn dieser Zustand alsdann noch nicht zwal 
Jahre gewährt hat. 

§31  
(1) Mir jede aut Antrag  bewirkte Eintragung oder Löschung 

in der Rolle, einschlielflich der darüber dem Eigentümer zu 
naschenden Mitteilungeri, wird eine Gebühr von. drei RW 
erhoben. 

§22  
(1) Der .  Gutstibernehmer ist verpflichtet, seine Miterben zu erziehen und ihnen bis zum -•vollendeten fenfzehnten Jahre 

Einsitz Und angemessenen Unterhalt zu gewähren. Dieser 
Anspruch erlischt, wean ihnen auf Verlangen ihres gesetz-
lichen Vertreters ihre Abandung mit vier vom Hundert ver-zinst oder ausbezahlt wird. Die  Auszahlung  kann jedoch vor 
eingetretener Volljährigkeit oder Verheiratung nur verlangt 
werden, wenn der Miterbe das Landgut zur Wahl eines 

- 	14 
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Bei. den Regierungspräsidenten erfolgt die-  Berufung . 
durch diesen. In den Wohnungsausschüssen müssen ver-
treten seiri:. 	 s • 

1) eine Person mit ErfahrUng im „Bauwesen oder in der 
Bewirtschaftung vén. Wohnraum, 

2) ein Verfreter der Allgemeinheit, der möglich ś t 	.den 
örtlichen Verhältnissen Vertraut ist, 

3) ein Vertreter des Verbandes der Ha-"  und Grund-
, besitzervèreine, 
4) ein. Vertreter des Mieterschutzverbandes, 

5) ein Vertreter der  Gewerkschaften, - 

6) ein Vertreter der Betreuungsstelle für politisch, reb- 

' gibs und rassisch Verfolgte, 
. 	• 

7) eine Frau, 

, (2) Die nach  diese M Gesetz zu erhebenden Gerichtskosten 
Werden nach den VorsCbriften. der Justizbeitreibungsordnung 
'Arom II. März 1937 (RGB1. I S. 298) beigetrieben. 

Zweite Anordnung 
fiber den.  Aufbau  und die Zuständigkeit 

der Wohnungsbehörden 
vorn 27. Oktober 1947 

- 
Ale 1. Anordnung fiber den Aufbau - und die Zuständigkeit 

der Wohnungsbehörden vom 31. 7. 1947 erhält folgende 
Fassung: 
, Auf Grund der §§ 2 wid 3 der Verordnung za Durchfilb-
rung des Wohnungsgesetzes (Kontrollratsgesetz Nr. 18) vom 
26. 6. 1947 (Gei- u. Verordn.-B1. Nr. -  7 vom 15. 7.,1947, S. 41) 
in Verbindung mit Art.  I Ziff. 3 und Art. IV des Kontroli-

' ratsgesetzes Nr. 18 wird hiermit_bestimmt: - 

L Im Sinne des Kontrollratsgesetzes Nr. 18 sind: 

1) Wohnungsbehörden 
' a) Der Bürgermeister Wohnungsamt der Stadt- bzw. 

Landgemeinde - 
1. in den Stadt- und Landgemeinden Mit mehr als 

pow Einwelinern, 
2. in den Landgemeinden mit Weniger 3000 Einwoh-

nern, wenn der Landrat- ihn als Wohnungsbehörde 
bestellt. Die ,Bestalung Dla) durch die Woh-
nungsverhältnisse der betreffenderr Gemeinde  ge-
rechtfertigt und die Verwaltungskraft sowie die 
Bildung eines Wohnungsaussehnsses gewähr- 

• leistet sein.' 
b) Der Landrat - Wohnungsarnt dei Landkreises 

(Mit Ausna'hme der unter a) ' aufgeführten". Ge- , 
meindeh). 	 , 

c) Der • Oberbiirgermeister - Wohnungsamt des Stadt-
kreises - 

21) liVohnung'saufsichtsbehörden 

a) Der Landrat mit -der Aufsicht über die Wohnungs- 
• ämter der  Bürgermeister, • 

b) der Regierungspräsident mit der Aufsicht über die 
Wohnungsämter des Landrats uroi des Oberbürger- -  
tneisters. • 

-- (Die Wohnungsaufsichtsbehörden entscheiden über 
Beschwerden, gegen  Anordnungen  .der  ihnen unter-

,stellten Wohnungsbehörden. Dieser Beschweide-
. bescheid ist endgültig. Gegen dens Beschwerdebe-
. scheid ist die_ Anfechtungsklage gemäß § 21 der 

VO zur Durchf. des Kontroliratsgesetzes-Nr. 18 vom 
26. 6. 1947 Zulässig.) • 

3) Oberste Wohnungsr und Dienstaidsichtsbehörde in 
allen Wohnungsangelegenheiten: 
Der Minister für Arbeit tind Wohlfah0 mit ausschließ, 

• _• licher Zuständigkeit. , " 

_ u. Die gemäß § 3 der VO. zur Durchführung des Wohnungs-
gesetzes zu bildenden beratenden  Ausschüsse (Wohnungs-
ausschils'se) sind durch die Krei§tage, Stadtverordneten-
versammlungen oder Gemeindevertrêtungen zu wählen 

8) ein Vertreter der Flüchtlingsorganisation. 
Den Wohnungsausschtissen bei den kreisfreien Städten 
und den Wohnungsaufsichtsbehörden muß außerdem eine 
im GesUndheitsWesen erfahrene  Person angehören. 
Die  Wohnungsausschüsse geben sieh ihre Geschäftsord-
nung selbst mit der •Maßgabe, daß für die  Wohnungs-
ausschüsse bei den  kreisangehörigen • Stadt- und LaM-
gemeinden die GeSéhäftsordnung vom Landrat be-
stimmt wir& 

1 Alle Verordnungen und Vorschriften-örtlicher oder Be-
. zirksdienststellen aus den Jahren 1945-1946, soweit sie 

Wohnungsangelegenheiten -betreffen und nicht bereits 
durch Art.  XIV  des Kontrollrats-Wohnungsgesetzes auf-
gehoben sind, werden mit Inkrafttreten, dieser Anordnung 
außer Kraft gesetzt. 

I Diese Anordnung tritt mit dem V) 
in Kraft. 

Wiesbaden,. den 27. Oktober 1947 

Der Hessische Minister far Arbeit und Wohlfahrt: 
, 

Jos. Arndgen 

Erste Durchführungsverordnung 
vom 4. Dezember 1947 

z um Militärregierungsgesetz Nr. 59 (Riiekerstattungsgesetz) 

veröffentlicht in der Beilage Nr. 9 zum GV131. Nr. 19 

vom 18. Dezember 1947 

_Einziger Paragraph 
In Durchführung des Artikels 92 Absatz 1 wIrd bestimnitt 

Wiedergutmachungsbehörden sind 	 . 
1. das Landesamt für Vermögenskohtrolle und Wiedergut- - 

machung, 
2. die Ämter für Vermögenskontrolii und Wiedergut 

maehung, 

Wiesbaden, den 4. Dezember 1947. 

Der Hessische Ministerpräsident 
Stock 

• 

Verordnung 
vom 15. Dezember 1947 

betreffend Aus- und  Durchführungsbestimmungen zu Art. 92 

des Rückerstattungsgesetzes (Mil.-Reg.-Ges. Nt. 59 -  Beilage 

- 
Nr. 9 zum GVB1. Nr. 19 vom 18. Dezember 1947 -). 

Ata .Grund des Art. 92 des RtickerstAttungsgesetzes beauf-
trage ich den Minister der Justiz mit dem Erlaß der zur 
Durchführung des Gesetzes erforderlichen Rechts- und Ver-
Waltungsvorichriften. 

'Wiesbaden, den 15. Dezember 1947. - 

Der Hessische Ministerpräsident 
Stock 

- - 

Ergäniung 
• zum Ersten Ausführungsgesetz vorn 18. Oktober 1947 zum  

Gesetz fiber die -Errichtung gewerblicher Unternehmen vom 

g4, l'uni 1947 (GVB1. S. 38) ,und zur Ersten Durchführungs-
, 

. verordnung dazu vom 18. Oktober 1947 (GVBI. S. 102). 

Zu  Ziff. 15 des  Ersten Ausführungserlasses: 
• Nachstehend wir'd das Muster der Erlaubnistfilunden 

veröffentlicht, das .  den Regieruhgspräsidenten inzwischen . 
zugegangen 1st. 

Wiesbaden, den 28. November 1947. 

Der Hessische Minister für Wirtschaft und Verkehr 	- 
i. V. Zinn 

und durch den Leiter der Wohnungsbehörde zu berufen. ,-- 

Tage ihrer Verkündung 

15 , 
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Muster eines Verfügungsentwurfs 

Erlaubuisurkunde 

L Auf Grund des Gesetzes über die Errichtung gewerblicher 
Unternehmen vom 24. Juni 1947 (GVB1. S 38) wird der. .; 
Firma/Herrn. 	(Name) 	in. 	(Wohnort) 
nach Anhörung des Bezirks/KreisIStadt/Gewerbeausschus-
ses die Erlaubnis 

A. zur Errichtung 
, 	 . 1. eines industriellen Unternehmens zur Herstellung 

von 	  
2. eines Großhandelsunterxtehmens in 	(Warenkrets).- 

mit dem Sitz innerhalb des Reg.-Bez 	(Name) 	 
3. eines Handelsvertreterunternehmens in... ........ ....... -- 

Warenkreis) 	  
4. eines Einzelhandelsgeschliftes mit 	(Warenkreis)...... 

in. 	(Ort, Straße und Hausnummer) 	 
in Größe van 	(gm) 

5. eines/einer 
a) 	(Handwerk) 	 
ihres/seines Betrlebes durch Errichb  ing  einer 
un/selbständigen Niederlassung/Filiale in........(Ort)-...... 

2. Ihres/seihes/Warenkreises auf 	(Warenkreis).-- 
b) 	  

B. zur Erweitertmg- 

C. zur Ausdehnung ihres/seines Geschäftsbetriebes auf - 
	 (Tätigkeit) 	  

2 	 (Geschliftszweig) 
D. zur Verlegung.. 

1. des Sitzes ihres/seines Großhandelsunternehmens 
•2. ihrer/seiner. Einzelhandelsverkaufsstelle 

nach. 	(Ort, Straße, Hausnummer)  - 
erteilt. 

rt. D* Erlaubnis erlischt / kann zurückgenommen werden, / 
wenn nicht innerhalb von .... Monaten.  davon • Gebrauch 
gemacht wird. 

III. und sobald die Firma A. diese Niederlassung 
, B. ihren tatsächlichen oder juristi-

schen Sitz aus dem Regierundobezirk (Name)  
verlegt, 

IV. Die Erlaubnis vrIrd unter folgenden wet-term. Bedingun- 

gen/Auflagen erteilt: • 
VI.. 

V. Die Zu erhebende Verwaltungsgebilhr wird 
festgesetzt. - 

 	„ den. 	 • 

Der Reglerungsprisident 
- 

Im 'Auftrage 

• Der Landrat/Der Oberbürgermeister 

Im Auftrage 	Im Auftrage , 
Herrn/Firtria 

in 	....... (Straße und Hausnummer) 

(Nichtzutreffendes  —ist zi streichen) 

Berichtigungen 
Betr.: Zweite Verordnung betreffend Ausstellung von Erlaub - 

f nisscheinen zum Fischfang im Rhein und Main vom 
20. Mirz 1947 la der Fassung vom 9. Oktober 1947 
(GVB1. 1947 S. 99). 

In § 1 Zeile 4 und 5 muß es anstatt „Abwässer" „Altwisser" 
helem. t 

Betr.: Gesetz zur Pinderung des Gesetzes fiber Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung Vom 18. Oktober 1947 
(GVBI. 1947 S. 83). 

Die vorletzte und letzte Zeile des § 69 gelten für alle 3 Zif• 
firn des § 69. Es sind daher von § 69 die vorletzte und 
letzte Zelle soweit  nach  Links herauszttstellen, daß der Zellen.» . 
anfang unter den Zahlen 1., 2. und 3. steht. 

Betr.: Gesetz betreffend Xnderung des Geseztes über den 
SChtltz con Erfindungen, Mustern und Warenzeichen 
auf Ausstellungen vom 10. November 1947 (GVI31. 1947 
S. 97).' 

In § 1 des vorstehenden Gesetzes sind nach dem Wort 
„treten" folgende Worte einzufügen: „tik die Geltungsdauer» 
dieses Gesetzes". 

•••• 
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